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Vorwort 
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rasch beantwortet. Des Weiteren möchte ich mich bei Herrn Achim Pflieger, dem 

Sicherheitsbeauftragten der Rems-Murr-Kliniken, für das Gespräch bedanken, 

welches mich in meiner Themenauswahl bestärkte. Herrn Jörg Ulver und Frau 

Anna-Lena Warth von der Stadt Backnang danke ich für das spannende Interview, 

das mir einen wertvollen Einblick in den Ablauf einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung in der Praxis gegeben hat – und das an dieser Stelle daher 

nicht unerwähnt bleiben soll. Auch allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern meiner 

Umfrage möchte ich ganz herzlich für die Teilnahmebereitschaft und die 

Auskunftsbereitschaft danken. Erst durch diese Rückmeldungen war meine 

Bachelorarbeit in dieser Art überhaupt erst möglich. Zu guter Letzt danke ich auch 

meiner Familie und meinen Freunden, welche mich ständig beim Wachsen der 

Arbeit begleitet haben und sich nie zu schade waren, diese Arbeit Korrektur zu 

lesen.  

Die Anfertigung dieser Bachelorarbeit fiel in die Zeit der Coronapandemie 
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"Die Gesundheit ist zwar nicht alles, 

aber ohne Gesundheit ist alles nichts." 

Arthur Schopenhauer, deutscher Philosoph 
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In dieser Bachelorarbeit wird aus Gründen der leichteren Lesbarkeit das generische 
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Geschlechts und sollen im Sinne der sprachlichen Vereinfachung als 
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Hinweis 

Der Begriff „Beschäftigte“ wird im Sinne des §2 ArbSchG ausgelegt. Demnach 

sind hiervon unter anderem auch die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes und 

die Beamten umfasst. 
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1 Einleitung  
 

Der Mensch 
Er opfert seine Gesundheit, um Geld zu verdienen. 

Dann opfert er sein Geld, um seine Gesundheit zurück zu bekommen. 

Er ist so auf die Zukunft fixiert, dass er die Gegenwart nicht genießen kann. 

Das Ergebnis ist, dass er weder die Zukunft noch die Gegenwart lebt. 

Er lebt so, als würde er niemals sterben  

und er stirbt so, als hätte er niemals gelebt.  
Tenzin Gyatso, 14. Dalai Lama, (*06. Juli 1935)  

 

Auch in der heutigen Zeit betrachtet hat diese Aussage des Dalai Lama über den 

Menschen ihre Aktualität nicht verloren. Denn auch wenn sich der 

Gesundheitsbegriff mit den Jahren stetig gewandelt hat, lässt sich dieses Zitat in die 

heutige Zeit sehr gut übertragen. Der heutige Gesundheitsbegriff ist nach Definition 

der WHO1 weit gefasst und beinhaltet neben dem körperlichen, auch das seelische 

und das soziale Wohlbefinden. Das Zitat macht deutlich, wie sehr unsere 

Gesundheit durch den Arbeitsalltag belastet werden kann. Es zeigt uns weiter, wie 

sich der Zustand unserer Gesundheit auf das ganze Leben auswirkt, und wie 

relevant daher die Vorbeugung möglicher Erkrankungen ist.  

Im Dialog der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen2 habe ich von 

der Gründung eines Kompetenzzentrums durch die Professoren Dr. Anna Steidle 

und Dr. Martin Sauerland erfahren, welches Unternehmen und Verwaltungen 

Unterstützung bei der Durchführung einer psychischen Gefährdungsbeurteilung 

anbietet. Trotz meiner Ausbildung bei einer kleinen Kommune und meinen 

absolvierten Praktika im Zuge des Studiums, war mir der Begriff 

„Gefährdungsbeurteilung“ in der Praxis nie direkt begegnet. Von offenen, internen 

Gesprächen über „psychische Belastung oder Erkrankung“ ganz zu schweigen. Als 

ich selbst dieses Thema in den verschiedenen Kommunalverwaltungen ansprach, 

ergab sich schließlich ein Bild der Unzufriedenheit. Einzelne Ämter verzeichneten 

sichtbar eine hohe Fluktuationsrate. Einige Beschäftigte gaben sogar offen an, 

bereits wegen psychischer Erkrankungen aufgrund ihrer Arbeitsstelle in 

 
1 Siehe Anlage 1 (Constitution of the WHO).  
2 Siehe Anlage 2 (Dialog Nr.42 der HVF, Ausgabe Juni 2020). 
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Behandlung zu sein. In vielen Ämtern waren die Differenzen der Beschäftigten 

untereinander sichtlich spürbar. Es schien häufig unausgesprochene Probleme zu 

geben, fehlende Kommunikation führte zu Streitigkeiten untereinander und 

dementsprechend scheint ein großer Handlungsbedarf im öffentlichen Dienst 

Baden-Württembergs vorzuliegen. Die Relevanz der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung war für mich daher sofort ersichtlich, um den 

Beschäftigten zumindest diese arbeitsbedingte, psychische Belastung abzunehmen. 

Oft scheint diese Möglichkeit jedoch ungenutzt zu bleiben.  

 

1.1 Relevanz des Themas  

Allein die große Anzahl an Beschäftigten im öffentlichen Dienst begründet die hohe 

Relevanz von Verwaltungspsychologie. Knapp 4,7 Millionen Beschäftigte waren 

in Deutschland nach einer Studie des Statistischen Bundesamtes 2017 in der 

öffentlichen Verwaltung tätig.3 Davon verbringt ein vollzeitbeschäftigter 

Erwachsener im Durchschnitt etwa zwei Drittel der Tageszeit an seinem 

Arbeitsplatz4, wodurch das Arbeitsumfeld ein besonders hohes Belastungspotenzial 

und damit einhergehend ein großes Gefährdungspotenzial für die Entstehung 

psychischer Krankheiten bietet. Auch durch die Rückwirkung auf das Privatleben 

und das Freizeitverhalten kommt der Arbeitswelt eine herausragende Bedeutung 

zu5. Durch seinen großen Einfluss stellt gerade dieses Arbeitsumfeld gleichzeitig 

einen guten Einstiegspunkt für Prävention und somit eine gute Einflussmöglichkeit 

auf die Förderung der Gesundheit dar6. Befragt man Beschäftigte zu den 

Hauptproblemen ihrer Arbeit,  

„[…] erhält man häufig die Antwort, dass sie sich überfordert fühlen, weil 

sie mehr Arbeit in besserer Qualität und weniger Zeit mit weniger Leuten in 

neuen Prozessen bei geringeren Kosten erbringen sollen und sich dabei die 

ganze Zeit fragen, wie sicher ihr eigener Arbeitsplatz eigentlich ist.“7  

 
3 Vgl. Porsch/Werdes, 2019, S.16. 
4 Neuner, 2019, S.3. 
5 Bertelsmann Stiftung & Hans Böckler Stiftung, 2004, S.21 zitiert bei Badura et al., 2010, S.31f. 
6 Naidoo/Wills, 2003 zitiert bei Neuner, 2019, S.3.  
7 Resilienzförderung bei Mitarbeitern, 2006 zitiert bei Niehaus, 2019, S. 14. 
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Diese Aussage macht deutlich, dass anstrengende und belastende Arbeit heutzutage 

immer seltener auf die körperliche Schwere abzielt. Vielmehr sind damit die immer 

weiterwachsenden, psychischen Anforderungen an den Einzelnen gemeint.8 Die 

Gesundheit nimmt eine zentrale Rolle im Leben eines Menschen ein, denn „[…] 

entweder ist man gesund oder krank“9. Unser Arbeitsumfeld enthält oftmals sowohl 

die Gesundheit fördernde, als auch die Gesundheit beeinträchtigende Potenziale. 

Auf der einen Seite ermöglicht der Arbeitsalltag Aktivität. Er strukturiert den 

Tagesablauf, bietet Kooperationsmöglichkeiten und soziale Kontakte. Er 

ermöglicht den Erwerb von Kompetenzen und vermittelt Anerkennung und 

Wertschätzung. Andererseits ist Arbeit jedoch auch anstrengend, verbraucht 

Lebenszeit und Energie und birgt viele Unfallrisiken.10 Wann ein Mensch krank ist, 

ist dabei ganz von seinem subjektiven Empfinden und seinen individuellen 

Voraussetzungen abhängig. Das Hauptproblem der Durchführung einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung liegt insbesondere darin, dass die psychische 

Gesundheit noch immer als Tabuthema in unserer Gesellschaft gilt. Psychische 

Belastungen bleiben dementsprechend weitestgehend unerkannt oder werden 

schlichtweg ignoriert.11 Und das, obwohl die Anzahl der psychischen Erkrankungen 

beinahe stetig ansteigt, wie der DAK-Psychoreport 2021, eine Langzeit-Analyse 

mit Datenauswertung von über zwei Millionen Krankenversicherten, zeigt. Von 

2010 bis 2020 gab es allein bei den Fehltagen aufgrund von psychischen 

Erkrankungen insgesamt einen Anstieg von 56 Prozent (Abbildung 1). Die Schere 

zwischen dem Bedarf an Förderung und Schutz der psychischen Gesundheit von 

Arbeitnehmern und dem Angebot an Maßnahmen zu deren Vermeidung oder 

Befriedigung geht daher immer weiter auseinander12.  

  

 
8 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.22. 
9 Lasshofer, 2012, S.31.  
10 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.6. 
11 Vgl. Kleinschmidt, 2011, S.26; Hoyer / Leist, 2011, S.30f. zitiert bei Roschker, 2013, S.2. 
12 Vgl. Badura, 2017, S.19. 



 

 4 

Abbildung 1: Anstieg psychischer Erkrankungen 

 

Quelle: Darstellung Psychoreport 2021 DAK, PowerPoint-Präsentation (dak.de), (Aufruf: 

29.07.2021). 

 

Vergleicht man den Arbeitsausfall aufgrund psychischer Erkrankungen nach 

Branchen verteilt, lässt sich bei der öffentlichen Verwaltung hierbei ein 

überproportional hoher Wert erkennen. Bereits seit vielen Jahren verzeichnen die 

Gesundheitsreporte verschiedenster Krankenkassen ein solch hohes Ergebnis an 

Krankheits- und Abwesenheitstagen für die öffentliche Verwaltung13. Diese 

Branche lag im Jahr 2020 mit durchschnittlich 328 Fehltagen je 100 Beschäftigte 

24 Prozent über dem DAK-Durchschnitt (Abbildung 2). Nur das Gesundheitswesen 

wies einen höheren Wert an Fehltagen aufgrund psychischer Erkrankungen auf, was 

sich vermutlich auf die derzeitige Corona-Pandemie und die dadurch enorme 

Auslastung im Gesundheitswesen zurückführen lässt.  

 

Abbildung 2: Fehltage nach Wirtschaftsgruppen unterteilt  

 

Quelle: Darstellung Psychoreport 2021 DAK, PowerPoint-Präsentation (dak.de), (Aufruf: 

30.07.2021). 

 
13 Vgl. Marschall et al., 2017 zitiert von Zapf et al. in Porsch/Werdes, 2019, S.259. 

https://www.dak.de/dak/download/folien-2335938.pdf
https://www.dak.de/dak/download/folien-2335938.pdf
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Die Gründe für einen solchen hohen Wert psychischer Erkrankungen liegen im 

generellen Wandel unserer Arbeitswelt und den dadurch begründeten Umbrüchen 

in der öffentlichen Verwaltung14. Durch die starke Ausweitung des 

Dienstleistungssektors steigen die geistigen Anforderungen immer weiter an. 

Vermehrt wird daher Interaktionsarbeit gefragt, sodass besonders soziale 

Kompetenzen wie Kommunikation und Kooperation relevant werden15. Auch die 

Digitalisierung spielt eine zentrale Rolle. Durch die Zunahme an Informations- und 

Kommunikationstechnologien besteht unser Arbeitsalltag heutzutage aus ständiger 

Erreichbarkeit und einer regelrechten Informationsflut.16 Aus der weltweiten 

Globalisierung heraus herrscht zudem ein hoher Wettbewerbsdruck. Damit 

einhergehend besteht eine Beschleunigung, welche eine hohe psychische Belastung 

für die Beschäftigten darstellt. Es wird immer mehr Arbeit in immer weniger Zeit 

von den Beschäftigten abverlangt.17 Des Weiteren erhöhen die neuen 

Steuerungsformen18 den Druck auf die Beschäftigten. Im Bereich der öffentlichen 

Verwaltung soll durch das New Public Management u.a. die Eigenverantwortung 

der Beschäftigten erhöht werden. Durch die gewonnenen Freiheiten sind diese 

jedoch auch dazu gefordert, sich ständig selbst zu optimieren, wodurch automatisch 

längere Arbeitszeiten entstehen und intensiveres Arbeiten zur Pflicht wird.19 Hinzu 

kommt der Fachkräftemangel, welcher in den öffentlichen Verwaltungen in den 

vergangenen Jahren immer weiter zugenommen hat. Dieser bereitet zusehends 

große Schwierigkeiten, sowohl genügend als auch ausreichend qualifiziertes 

Personal zu finden.20 Entscheidender Grund für diesen Mangel ist der 

demografische Wandel in der Gesellschaft und die dadurch sinkende Zahl der 

erwerbstätigen Personen im Gesamten21. Mittlerweile weist der öffentliche Dienst 

in Deutschland oftmals ein hohes Durchschnittsalter und zudem einen hohen Anteil 

an leistungsschwächeren oder schwerbehinderten Beschäftigten auf22. 

 
14 Vgl. Porsch/Werdes, 2019, S.17. 
15 Vgl. Treier, 2019, S.5. 
16 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.23. 
17 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.23. 
18 Im Bereich der öffentlichen Verwaltung das New Public Management.  
19 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA,2014, S.23. 
20 Siehe Anlage 3 (Fachkräftemangel in der öffentlichen Verwaltung). 
21 Siehe Anlage 4 (Entwicklung erwerbstätiger Personen im demografischen Wandel).  
22 Vgl. Mucha, 2011 zitiert von Zapf et al. in Porsch/Werdes (Hrsg.), 2019, S.259. 
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich die heutige Verwaltung in einer 

Situation befindet, in welcher globale Herausforderungen und Optimierungen zu 

Daueraufgaben geworden sind. „Wachsender Zeitdruck, viele Termine, wenige 

Pausen, neue Aufgaben […]“23 sorgen für hohe Erwartungen in der Arbeitswelt. 

Nicht selten führt dieser Erwartungsdruck zu einer psychischen Erkrankung bei den 

Beschäftigten. Die damit einhergehenden Belastungen nehmen dabei auch Einfluss 

auf innerbetriebliche Beziehungen. Durch den hohen Zeitdruck und Stress kann ein 

Konkurrenzdenken unter den Beschäftigten entstehen. Die Arbeitsatmosphäre 

leidet massiv darunter und Mobbing und andere Feindseligkeiten werden dadurch 

begünstigt.24  

Auch die weiteren Folgen dieser stetig steigenden Anforderungen und der damit 

einhergehenden psychischen Belastung sind enorm. Frau Ursula von der Leyen 

beschrieb die Situation gegenüber der Presse wie folgt: „Wir verlieren in 

Deutschland sehr viel Zeit und sehr viel Geld […].“25 Einem Bericht der BAuA 

zufolge, führt die Arbeitsunfähigkeit psychisch Erkrankter zu einem jährlichen 

Ausfall an Bruttowertschöpfung in Milliardenhöhe26. Dieser hohe Wert resultiert 

daraus, dass die Erkrankungsdauer und damit die Ausfallzeiten bei psychischer 

Erkrankung drei Mal höher als bei anderen Erkrankungen ist27. Im Schnitt dauert 

keine andere Krankheit länger28. Nach DAK-Psychoreport 2021 ergibt sich für das 

Jahr 2020 sogar ein neuer Spitzenwert von durchschnittlich 38,8 Fehltagen je Fall 

psychischer Erkrankung29. Doch nicht nur während der akuten Krankheitsphase 

stellen psychische Erkrankungen den Arbeitgeber vor Herausforderungen. Auch 

darüber hinaus können die betroffenen Beschäftigten nicht sofort wieder zu 100% 

belastet werden. Vielmehr ist von einer Eingliederungszeit von bis zu eineinhalb 

Jahren die Rede.30 Neben dem hohen Krankenstand, und teilweise durch diesen 

begünstigt, liegen auch große Leistungs- und Qualitätsdefizite vor. Das gesamte 

 
23 Kiesche, 2013, S.7. 
24 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.14 / Tiefenbacher, 2008, S.99.  
25 Roschker, 2014, S.2. 
26 Bericht der BAuA „Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 2011“ zitiert bei Morschhäuser et 

al. in BAuA, 2014, S.28. 
27 Vgl. BKK Gesundheitsreport 2016 zitiert bei Neuner, 2019, S.4. 
28 Vgl. Hahnzog im Fehlzeiten-Report 2020, S.682. 
29 Siehe Anlage 5 (Durchschnittliche Falldauer 2020).  
30 Hahnzog im Fehlzeiten-Report 2020, S.683. 
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Arbeitsklima verschlechtert sich und begünstigt somit gleichzeitig auch eine hohe 

Fluktuationsrate.31 Spätestens an diesem Punkt sollte dem Arbeitgeber bewusst 

werden, dass er Gegenmaßnahmen ergreifen sollte.  

 

1.2  Gefährdungsbeurteilung als Teil des BGM 

Die Gefährdungsbeurteilung ist als Teil des Betrieblichen 

Gesundheitsmanagements (Abbildung 3) anzusehen32, auch wenn in der Praxis laut 

einer Studie lediglich 25% der Verwaltungen und Unternehmen die 

Gefährdungsbeurteilung auch tatsächlich in ihr BGM mitaufgenommen haben33. 

Das BGM wird von Wattendorf und Wienemann als bewusste Steuerung und 

Integration von internen Prozessen und Strukturen bezeichnet, verbunden mit dem 

Ziel die Gesundheit und das Wohlbefinden der Arbeitnehmer zu erhalten und zu 

fördern34. Zusammen mit dem Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der 

Betrieblichen Gesundheitsförderung bildet der Arbeitsschutz die Grundlage des 

BGM. Das Schaubild verdeutlicht, dass es im Bereich des Arbeitsschutzes 

insbesondere um die Vorbeugung möglicher Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

geht. Durch die Ausführungspflicht des Arbeitgebers und die Mitwirkungspflicht 

des Arbeitnehmers wird gezeigt, wie wichtig gerade diese Säule als Baustein des 

BGM ist.  

Abbildung 3: Bausteine des BGM 

  

Quelle: So funktioniert Betriebliches Gesundheitsmanagement – GL-Verlag (Aufruf: 13.04.2021). 

 
31 Vgl. Treier, 2019, S.31. 
32 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.85.  
33 Amon-Glassl/Glassl in Pfannstiel/Mehlich (Hrsg.), 2018, S.660.  
34 Wattendorff/Wienemann, 2004, S.28ff. zitiert von Singer/Neumann in 

Esslinger/Emmert/Schöffski (Hrsg.), 2010, S.56. 

https://www.glverlag.de/so-funktioniert-betriebliches-gesundheitsmanagement.aspx


 

 8 

Entscheidend ist, die auf der Gefährdungsbeurteilung basierenden 

Arbeitsschutzmaßnahmen als gesetzliche Pflicht nach ArbSchG von den 

freiwilligen Angeboten des Arbeitgebers im Rahmen der Betrieblichen 

Gesundheitsförderung zu unterscheiden35. Die Gefährdungsbeurteilung untersucht 

objektive Gefährdungspotenziale, die sich aus der Tätigkeit oder dem Arbeitsplatz 

heraus ergeben. Im Vordergrund steht die Prävention arbeitsbedingter 

Gefährdungen. Die BGF hingegen untersucht auf freiwilliger Basis die 

Rahmenbedingungen anhand der subjektiven Wahrnehmung der Beschäftigten und 

ist daher vielmehr individuen- und organisationsbezogen.36 Ziel ist hierbei die 

Förderung und Erhaltung der individuellen Gesundheit der Beschäftigten, z.B. 

Raucherentwöhnung, Rückengymnastik oder gesunde Ernährung. Psychische 

Belastungen, die durch den Arbeitsinhalt und das Arbeitsumfeld verursacht werden 

können jedoch mit Maßnahmen der BGF nicht vermindert werden, sondern sind 

lediglich im Bereich des Arbeitsschutzes angegliedert.37  

 

1.3 Hintergrund einer Gefährdungsbeurteilung psychischer 

Belastungen  

„Gesundheitliche Probleme müssen an ihrer Quelle bekämpft werden. […] 

Das Hauptgewicht sollte bei der Verhütung gesundheitlicher Probleme liegen 

und nicht bei ihrer nachgehenden Bewältigung. Gesundheitsförderung und 

Prävention müssen als Führungsaufgabe wahrgenommen […] werden.“38  

Neben diesem präventiven Ansatz zur Vorbeugung von Erkrankungen beruht die 

psychische Gefährdungsbeurteilung zudem auf der Salutogenese39. Wörtlich 

übersetzt heißt das Gesundheitsentstehung oder die Erzeugung von Gesundheit.40 

Dabei wird weniger der Aspekt der Krankheit selbst betont, sondern die als Prozess 

verstandene Entstehung und Förderung der Gesundheit steht hierbei im 

Vordergrund41. Viele Verwaltungen und Unternehmen beklagen heutzutage die 

 
35 Vgl. Treier, 2019, S.11. 
36 Siehe Anlage 6 (Unterscheidung Gefährdungsbeurteilung und BGF).  
37 Vgl. Neuner, 2019, S.104f. 
38 Bertelsmann Stiftung & Hans Böckler Stiftung, 2004, S.21 zitiert bei Badura et al., 2010, S.31f. 
39 Begriff nach Antonovsky, 1997.  
40 Vgl. Neuner, 2019, S.106. 
41 Vgl. Hahnzog, 2015, S.22f. 
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bereits genannten Probleme42, wie einen hohen Krankenstand, eine hohe 

Fluktuationsrate, Leistungs- und Qualitätsdefizite, ein schlechtes Arbeitsklima und 

soziale Konflikte am Arbeitsplatz. Die Ursachen für diese Problemfelder, z.B. eine 

hohe Arbeitsbelastung, werden oftmals zwar erkannt, aber lediglich als 

unvermeidliche Begleiterscheinungen abgetan. Dies führt weitergehend zu einer 

hohen Unzufriedenheit bei den Beschäftigten.43 Die psychische 

Gefährdungsbeurteilung ist daher eine gesetzlich vorgeschriebene Maßnahme zur 

Vorbeugung psychischer Belastungen und Erkrankungen in Verbindung mit der 

Tätigkeit bzw. dem Arbeitsplatz44.  

In diesem Zusammenhang lassen sich auch die drei Hauptbegriffe der Salutogenese 

sehr gut auf das Arbeitsumfeld übertragen. Verstehbarkeit bedeutet, dass alle 

Vorgänge der Organisation transparent sein sollen. Zudem sollen Arbeitsaufgaben 

so organisiert sein, Werkzeuge so gestaltet sein und Wissen und Information so 

vorhanden sein, dass sie auch bewältigt werden können, also handhabbar sind. Und 

auch die Sinnhaftigkeit hat eine zentrale Rolle inne. Diese ist erreicht, indem Ziele, 

Motive und Entwicklungsperspektiven jedem Beschäftigen bekannt sind und dieser 

sich auch damit identifizieren kann.45 

Eine Gefährdungsbeurteilung wird als „[…] systematische Ermittlung und 

Bewertung relevanter Gefährdungen der Beschäftigten“ definiert. In diesem Zuge 

werden alle Tätigkeiten und Arbeitsabläufe der Beschäftigten betrachtet.46 Bei der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung geht es dabei insbesondere um die Ermittlung 

und Betrachtung psychischer Belastungen und Belastungsfaktoren, welche im 

Zusammenhang mit der Arbeit stehen. Sie soll dabei helfen Problemfelder zu 

erkennen, um anschließend mit gezielten Maßnahmen für die Arbeitssicherheit und 

die Gesundheit gegensteuern zu können. Dies geschieht durch Bewertung der 

festgestellten psychischen Belastungen, um herauszufinden, ob überhaupt ein 

Handlungsbedarf besteht.47  Ziel der Prävention ist, den weiteren Anstieg an 

 
42 Vgl. Abschnitt 1.1. 
43 Vgl. Badura, 2017, S.20. 
44 Klenke in Ghadiri, 2016, S.19. 
45 Vgl. Neuner, 2019, S.106. 
46 Vgl. Rudow, 2014, S.43. 
47 Vgl. Neuner, 2019, S.6. 
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Neuerkrankungen einzudämmen oder gar weitestgehend ganz zu verhindern48, 

wodurch sich gleichzeitig ein erkennbarer Nutzen für den Arbeitgeber ergibt.  

 

1.4 Stand der Umsetzung 

Generell befindet sich Deutschland hinsichtlich der Umsetzung von 

Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastungen laut einer Studie lediglich im 

unteren Mittelfeld49. Hintergrund ist, dass deutsche Arbeitgeber bei gesetzlich 

verordneten Maßnahmen gerne dazu tendieren, „[…] diese mit möglichst geringem 

Aufwand und möglichst spät umzusetzen.“50 Dass meine Ausbildungskommunen 

in diesem Zusammenhang keinen Einzelfall darstellen, wurde auch im Dialog wie 

folgt dargelegt: „Vielen Behörden ist die Pflicht zur Durchführung einer 

Gefährdungsbeurteilung zwar bekannt, jedoch herrschen verbreitet 

Missverständnisse und Unsicherheiten vor […].“ Die meisten Behörden stehen 

demnach bei der psychischen Gefährdungsbeurteilung noch am Anfang, was wohl 

oftmals auch darauf zurückzuführen ist, dass psychische Belastungsfaktoren nur 

schwer messbar sind und es kaum bestimmbare Grenzwerte in diesem Bereich 

gibt51.  

Aus diesem Grund möchte ich mich in dieser Arbeit insbesondere mit der Frage 

auseinandersetzen, wie der aktuelle Stand der Durchführung einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung in den Kommunen Baden-Württembergs ist. 

Problemfelder oder Unklarheiten sollen aufgedeckt werden, um die Erfahrungen 

mit anderen Kommunen zu teilen und Handlungsempfehlungen aussprechen zu 

können. Hierfür soll die Zufriedenheit der Kommunen mit ihrer eigenen 

Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen herausgefunden werden. Ziel ist 

es, mit dieser Arbeit die Bedeutung der Umsetzung einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung und ihren Nutzen herauszuarbeiten, um diese den 

Kommunen nochmals näherzubringen.   

 
48 Vgl. Pfaff et al., 2019, S.1f. 
49 DGPPN-Studie (Hofmann, 2014) zitiert bei Treier, 2019, S.2. 
50 Vgl. Amon-Glassl/Glassl in Pfannstiel/Mehlich (Hrsg.), 2018, S.660. 
51 Vgl. Friedrich/Gold in Pfannstiel/Mehlich (Hrsg.), 2018, S.643.  
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2 Begriffsbestimmungen und Grundlagen  
 

Bei Belastung im Zusammenhang mit der öffentlichen Verwaltung fällt der 

Gedanke oftmals auf riesige Aktenberge, lange Warteschlangen und ständig 

klingelnde Telefone. Unterschieden wird daher oftmals in qualitative (zu einfach/zu 

schwierig) und quantitative (zu wenig/zu viel) Unter-/Überforderung. Doch darüber 

hinaus gibt es noch viele weitere aufgabenbedingte Einflüsse, welche 

Stressreaktionen mit sich bringen können.52 Um ein einheitliches 

Begriffsverständnis herzustellen, ist es daher zunächst notwendig, relevante 

Begriffe zu bestimmen und zu erläutern, und die wichtigsten rechtlichen 

Grundlagen darzulegen, die zur Beantwortung der Forschungsfrage bekannt sein 

sollten.  

 

2.1 Psychische Belastung und Belastungsfaktoren 

Eine „psychische Belastung“ ist die Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, die von 

außen auf einen Menschen zukommen und psychisch auf ihn einwirken53. 

Psychisch meint hierbei alle kognitiven, informationsverarbeitenden und 

emotionalen Vorgänge im Menschen54. Bei der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung geht es um die psychische Belastung im Kontext mit der 

Arbeit, d.h. um die Arbeitsbedingungen55. Der Begriff ist wertneutral und objektiv 

zu betrachten, und demnach nicht sofort als gesundheitsgefährdend anzusehen56. 

Um die psychische Belastung bewerten zu können wird ein Maß für die Stärke der 

Belastung benötigt. Geht man von einer Störung pro Stunde aus, ist dies sicherlich 

nicht als kritisch einzustufen. Wenn jedoch pro Minute eine Störung stattfindet, 

wird die Konzentration maßgeblich beeinträchtigt. Bei der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung geht es letztlich genau um die Ermittlung der Stärke der 

von außen einwirkenden Faktoren und deren anschließende Bewertung.57  

 
52 Zapf et al. in Porsch/Werdes (Hrsg.), 2019, S.247. 
53 Vgl. internationale Norm DIN EN ISO 10075-1 zitiert bei Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, 

S.20. 
54 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.20. 
55 Vgl. Treier, 2019, S.9. 
56 Vgl. Rudow, 2014, S.47. 
57 Vgl. Neuner, 2019, S.44. 
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Mithilfe der psychischen Gefährdungsbeurteilung sollen demnach potentiell 

negativ wirkende Belastungsfaktoren gefunden werden. Diese werden auch als 

Fehlbelastung bezeichnet.58 Unter „Belastungsfaktoren“ werden im Arbeitsumfeld 

die Arbeitsmerkmale verstanden. Auch diese sind grundsätzlich wertneutral zu 

betrachten.59 Die Arbeitsmerkmale werden entsprechend einer Leitlinie60 in 

folgende vier Merkmalsbereiche unterteilt: 

• Arbeitsinhalt/Arbeitsaufgabe 

• Arbeitsorganisation 

• soziale Beziehungen am Arbeitsplatz 

• Arbeitsumgebung 

 

Jedem Merkmalsbereich sind dabei einzelne, als bedeutsam bewertete 

Belastungsfaktoren zugeordnet (Abbildung 4), wobei nochmals in die 

Wirkungsbereiche „a“=Anforderungen, „b“= Gestaltungsspielraum und 

„c“=soziale Unterstützung unterschieden wird.  

Abbildung 4: Merkmalsbereiche und Belastungsfaktoren 

 

Quelle: Neuner, 2019, S.37 in Anlehnung an die GDA-Leitlinie. 

 

Diese Faktoren stellen hierbei lediglich eine Empfehlung dar und müssen 

keineswegs alle in die psychische Gefährdungsbeurteilung mitaufgenommen 

werden. Während die Arbeitsumgebung meist bereits sowieso von der klassischen 

Gefährdungsbeurteilung abgedeckt wurde, sind für die restlichen 

 
58 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.7. 
59 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.21 / Treier, 2019, S.10. 
60 Siehe Anlage 7 (Leitlinie der GDA: Beratung und Überwachung bei psychischer Belastung am 

Arbeitsplatz, 2018) und Anlage 8 (Checkliste der GDA zu Belastungsfaktoren).  
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Merkmalsbereiche geeignete Verfahren notwendig, um die für diese Tätigkeit 

relevanten Faktoren bestimmen zu können.61  

 

2.2 Psychische Beanspruchung  

„Psychische Beanspruchung“ bezieht sich auf die unmittelbare, kurzfristige 

Auswirkung einer psychischen Belastung. Diese Auswirkung steht dabei immer im 

Zusammenhang mit den Voraussetzungen und Ressourcen des Individuums und 

dessen Bewältigungsstrategien.62 Die personalen Ressourcen sind Eigenschaften, 

Merkmale und Kompetenzen einer Person, welche eine bessere Bewältigung 

fehlbelastender Arbeit ermöglichen63. Auch der Begriff Beanspruchung wird 

grundsätzlich wertneutral verwendet. Man unterscheidet zwischen positiven und 

negativen Beanspruchungen.64  

Abbildung 5: Dieselbe Belastung, unterschiedliche Beanspruchung 

 

Quelle: Neuner, 2019, S.45. 

 

Mit einem gewissen Maß an Belastung fühlen sich die meisten Beschäftigten wohl. 

Wie die Abbildung 5 deutlich macht, kann jedoch dieselbe Belastung bei zwei 

unterschiedlichen Personen zu unterschiedlicher Beanspruchung führen. Der eine 

fühlt sich unterfordert, der andere hingegen überfordert, ganz in Abhängigkeit von 

den eigenen, personalen Ressourcen. Auch wenn diese individuellen 

Voraussetzungen und Verhaltensmuster nicht zentraler Gegenstand einer 

 
61 Vgl. Neuner, 2019, S.38. 
62 Vgl. internationale Norm DIN EN ISO 10075-1 zitiert bei Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, 

S.20. 
63 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.12. 
64 Vgl. Treier, 2019, S.9. 
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Gefährdungsbeurteilung sind, können in einem Nachgang infolge der Ergebnisse 

Maßnahmen zur Stärkung personaler Ressourcen eingesetzt werden.65 

 

2.2.1 Kurzfristige Folgen einer negativen Beanspruchung 

Kurzfristige Folge einer negativen Beanspruchung kann eine psychische Ermüdung 

sein. Dabei handelt es sich um eine vorübergehende Beeinträchtigung der 

Leistungsfähigkeit. Diese ist abhängig von Dauer, Intensität und Verlauf der 

vorangegangenen Beanspruchung. Um einer solchen Ermüdung gegenwirken zu 

können, bieten sich zeitliche Unterbrechungen oder eine generelle Änderung der 

Tätigkeit an.66  

Eine weitere Folge permanent auftretender psychischer negativer Beanspruchung 

ist Stress. Arbeitsbedingter Stress wird beschrieben als ein Zustand, der von 

körperlichen, psychischen oder sozialen Beschwerden begleitet wird. Der Einzelne 

hat dabei das Empfinden, dass er die an ihn gerichteten Anforderungen oder 

Erwartungen nicht erfüllen kann. Hintergrund sind sogenannte Stressoren, wie 

Zeitdruck, Informationsmangel, häufige Unterbrechungen und widersprüchliche 

Anweisungen des Vorgesetzten.67 

Auch ein Monotoniezustand kann insbesondere bei langandauernden, einförmigen, 

sich ständig wiederholenden Arbeitsaufgaben entstehen. Diese Beschäftigte fühlen 

sich mit ihren Aufgaben oftmals unterfordert. Es kommt zu einer verminderten 

Leistungsfähigkeit.68 

Weiter kann eine psychische Sättigung entstehen, wenn die Arbeitsaufgaben als 

sinnlos und sich ständig wiederholend erlebt werden. Der Betroffene lehnt seine 

Tätigkeit immer mehr ab. Ein Gefühl des Auf-der-Stelle-Tretens stellt sich ein.69 

 

2.2.2 Langfristige Folgen als psychische Erkrankung 

In der Regel sollen die kurzfristigen Auswirkungen, welche innerhalb eines 

Arbeitstages entstehen, durch Erholung in der arbeitsfreien Zeit wieder vollständig 

 
65 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.12. 
66 Vgl. Joiko et al. in BAuA Broschüre, 2010, S.13. 
67 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.13f. 
68 Vgl. Joiko et al. in BAuA Broschüre, 2010, S.13. 
69 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.12f. 
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abgebaut werden. Ist dies nicht der Fall, können sich aus einer Fehlbelastung und 

der damit verbundenen negativen Beanspruchung einige langfristige Folgen 

ergeben. Eine psychische Erkrankung entwickelt sich und sorgt für hohe Fehlzeiten 

und eine gesteigerte Fluktuationsrate.70  

Eine der bekanntesten und am weitesten verbreitete psychische Erkrankung ist das 

Burnout. Der Betroffene fühlt sich „ausgebrannt“ im Sinne einer psychischen 

Erschöpfung. Die Rede ist oftmals auch von einer völligen Verausgabung.71  

Dem Burnout gegenüber steht das weniger bekannte Boreout. Der Betroffene fühlt 

sich bei dieser Erkrankung häufig aufgrund von Langeweile, Unterforderung oder 

Desinteresse am Arbeitsplatz ausgebrannt. Ursache hierfür ist oftmals eine zu 

geringe Menge an zu erfüllenden Aufgaben in Verbindung mit einer 

Überqualifizierung der betroffenen Person. Beides trägt nach und nach zu einer 

mentalen Unterforderung bei. Nach außen hin erwecken die Betroffenen jedoch 

oftmals den Anschein vielbeschäftigt zu sein, beispielsweise aus Angst vor einer 

Kündigung.72  

Doch neben dem Burnout und dem Boreout existieren noch viele weitere 

psychische Erkrankungen. Depressionen, Ängste, Antriebshemmungen und 

Suizidalität zählen zu den häufigen, psychischen Erkrankungen, die die Arbeitswelt 

hervorbringt.  

 

2.3 Gefährdung 

Unter dem Begriff „Gefährdung“ wird die Möglichkeit eines Schadens oder einer 

gesundheitlichen Beeinträchtigung verstanden. Es werden keine Anforderungen an 

das Ausmaß oder an die Eintrittswahrscheinlichkeit gestellt.73 Für die 

Gefährdungsbeurteilung spielt es demnach keine Rolle, dass auch tatsächlich 

bereits eine gesundheitliche Beeinträchtigung von der vorhandenen Belastung 

ausgeht. Vielmehr geht es um die Vorbeugung dieser möglichen Beeinträchtigung, 

indem bereits vor der Entstehung entsprechende Maßnahmen getroffen werden.  

 
70 Vgl. Joiko et al. in BAuA Broschüre, 2010, S.11. 
71 Zapf et al. in Porsch/Werdes (Hrsg.), 2019, S.244. 
72 Vgl. Rothlin & Werder, 2007 zitiert in Günthner, 2014, S.5f.  
73 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.21. 
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2.4 Rechtliche Grundlagen 

Nicht immer waren Arbeits- und Gesundheitsschutz in Deutschland 

selbstverständlich: „Mangelhafte Arbeitsräume, lange Arbeitszeiten, 

Unfallgefahren, Kinderarbeit, Hungerlöhne und Armut beherrschten den Arbeits- 

und Lebensalltag.“74 Durch Art. 5 Abs. 1 der EU-Rahmenrichtlinie RL89/391 EWG 

von 198975 wurden Arbeitgeber in Europa Ende des 20. Jahrhunderts schließlich 

grundsätzlich dazu verpflichtet, die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer 

hinsichtlich aller Aspekte der Arbeit zu gewährleisten. Diese Richtlinie bildet noch 

immer die Grundlage unseres Arbeitsschutzes.  

Unser Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) setzt diese Rahmenrichtlinie in das deutsche 

Recht um und stellt damit den rechtlichen Ausgangspunkt für unseren Arbeits- und 

Gesundheitsschutz in Deutschland dar. Zum 21. August 1996 trat unser ArbSchG 

in Kraft. Es „regelt […] die grundlegenden Arbeitsschutzpflichten des 

Arbeitgebers, die Pflichten und die Rechte der Beschäftigten sowie die 

Überwachung des Arbeitsschutzes nach diesem Gesetz.“76 Umfasst sind hiervon 

alle Tätigkeitsbereiche und somit auch der öffentliche Dienst77. Ziel des ArbSchG 

ist, die Gesundheit aller Beschäftigten durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 

bessern und zu sichern. Als wesentliche Neuerung ging daher die Pflicht zur 

Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung mit der Einführung dieses Gesetzes 

einher78.  

Diese Pflicht ergibt sich aus §5 Abs. 1 ArbSchG79. Demnach hat der „Arbeitgeber 

[…] durch eine Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen 

Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes erforderlich 

sind.“ Wodurch sich eine Gefährdung ergeben kann, listet der Gesetzgeber in §5 

Abs. 3 ArbSchG auf. Dieser Katalog ist aufgrund seiner Formulierung „Eine 

Gefährdung kann sich insbesondere ergeben durch […]“ grundsätzlich nicht 

abschließend. Dennoch wurde er im Jahre 2013 um die Nr.6 „psychische 

 
74 Vgl. Rudow, 2014, S.35. 
75 Siehe Anlage 9 (Art.5 EU-Rahmenrichtlinie RL89/391 EWG von 1989). 
76 Siehe Anlage 10 (Informationen zum Arbeitsschutzgesetz). 
77 §1 Abs. 1 S. 2 ArbSchG (siehe Anlage 11).  
78 Vgl. Neuner, 2019, S.26f. 
79 Siehe Anlage 12 (§5 ArbSchG – Beurteilung der Arbeitsbedingungen). 
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Belastungen bei der Arbeit“ ergänzt. Hierdurch wollte der Gesetzgeber nochmals 

explizit klarstellen, dass auch psychosoziale Aspekte eine Gefährdung der 

Gesundheit darstellen können80. §6 Abs. 1 ArbSchG81 enthält zusätzlich die 

Dokumentationspflicht. Hieraus ergibt sich, dass der Arbeitgeber über die „[…] 

erforderlichen Unterlagen verfügen“ muss, „aus denen das Ergebnis der 

Gefährdungsbeurteilung, die von ihm festgelegten Maßnahmen des Arbeitsschutzes 

und das Ergebnis ihrer Überprüfung ersichtlich sind.“ 

 

2.5 Verantwortlicher in den Kommunen Baden-Württembergs 

Verantwortlich für die Erfüllung der Aufgaben nach ArbSchG ist gem. §13 Abs.1 

ArbSchG82 grundsätzlich der Arbeitgeber oder eine andere, vertretungsberechtigte 

Person. Verantwortung meint die Pflicht, für Handlungen i.S.v. Tun oder 

Unterlassen einzustehen und die Folgen zu tragen.83 Der Umfang der 

Verantwortung hängt dabei immer von der Aufgabe ab, die zu erfüllen ist. Im 

Zusammenhang mit der Gefährdungsbeurteilung meint Verantwortung die Pflicht 

zur Erstellung, Durchführung und Dokumentation dieser.  

Da es sich bei einer Kommune um eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

handelt, liegt hier die Zuständigkeit bei dem vertretungsberechtigten Organ84. Ein 

Organ meint in diesem Zusammenhang eine mit eigenen, gesetzlich zugeteilten 

Zuständigkeiten ausgestattete Person, welche zum Handeln für die Kommune 

berufen ist85. In den Kommunen ist dieses Organ der Bürgermeister. Er ist als Leiter 

der Gemeindeverwaltung durch §44 GemO86 zur Vertretung der Gemeinde nach 

außen hin berechtigt und verpflichtet und hat gleichzeitig für die innere 

Organisation zu sorgen. Der Bürgermeister ist für Geschäfte der laufenden 

Verwaltung zuständig, sodass auch die Durchführung einer 

Gefährdungsbeurteilung in seinen Verantwortungsbereich fällt. Er muss die 

 
80 Siehe Anlage 13 (Grund für die Ergänzung des §5 Abs.3 Nr. 6 ArbSchG).  
81 Siehe Anlage 14 (§6 ArbSchG – Dokumentation). 
82 Siehe Anlage 15 (§13 ArbSchG – Verantwortliche Personen). 
83 Siehe Anlage 16 (Begriff „Verantwortung“). 
84 §13 Abs.1 Nr.3 ArbSchG (vgl. Anlage 16).  
85 Siehe Anlage 17 (Definition „Organ“ – Die Organe der Gemeinde). 
86 Siehe Anlage 18 (§44 GemO – Leitung der Gemeindeverwaltung).  
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Gefährdungsbeurteilung jedoch nicht selbst durchführen, sondern kann nach §13 

Abs.2 ArbSchG87 zuverlässige und fachkundige Personen damit beauftragen.  

Auch wenn somit die Verantwortung der Planung und Umsetzung einer 

Gefährdungsbeurteilung dem Bürgermeister obliegt, gilt für die Führungskräfte und 

die weiteren Beschäftigten generell eine Mitwirkungspflicht. Die 

Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung ist ohne ein Mitwirken dieser 

Personen kaum denkbar.88 Um die arbeitsplatzbezogenen Belastungen 

herauszufinden, werden die Beschäftigten vielmehr direkt in die Durchführung 

miteinbezogen. Die Beschäftigten haben im Bereich des Arbeitsschutzes die Pflicht 

zur Unterstützung des Arbeitgebers. Dazu zählt die Mitteilung von Gefahren für 

Sicherheit und Gesundheit sowie von Mängeln des bestehenden Arbeitsschutzes. 

Gleichzeitig sind die Beschäftigten aber auch dazu berechtigt eigene Vorschläge 

einzubringen.89  

  

 
87 Siehe Anlage 16 (§13 ArbSchG – Verantwortliche Personen).  
88 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S.39f. / Treier, 2019, S.37. 
89 Vgl. Morschhäuser et al. in BAuA, 2014, S. 39f. 
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3 Verfahren und Verfahrensarten 
 

In der Literatur ist man sich weitestgehend darüber einig, dass eine psychische 

Gefährdungsbeurteilung in sieben Schritten durchzuführen ist90.   

Abbildung 6: Die 7 Schritte zur Gefährdungsbeurteilung 

 

Quelle: Die 7 Schritte der Gefährdungsbeurteilung - PDF Free Download (docplayer.org) (Aufruf: 

09.04.2021). 

 

Zu Beginn ist im Bereich der Planung eine Einteilung in Tätigkeitsbereiche 

vorgeschrieben. §5 ArbSchG gibt vor, dass die Gefährdungsbeurteilung „[…] je 

nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen“ ist.  Wie die Einteilung letztlich erfolgt 

liegt dabei im Ermessen des Arbeitgebers. Wichtig ist nur, dass bei der Einteilung 

die Arbeitsbereiche, und damit die Arbeitsbedingungen, und nicht 

Personenmerkmale im Vordergrund stehen.91  

Mithilfe verschiedener, geeigneter Verfahrensarten und unter Einbeziehung der vier 

Belastungsfaktorenbereiche sollen in einem nächsten Schritt alle psychischen 

Belastungen ermittelt werden92. 

 
90 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.45f. / Hahnzog, 2014, S.28. 
91 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.51f. 
92 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.53f. 

https://docplayer.org/46641110-Die-7-schritte-der-gefaehrdungsbeurteilung.html
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Anschließend geht es um die Kernfrage der Gefährdungsbeurteilung. Es muss 

bewertet werden, ob die psychische Belastung auch gleichzeitig eine Gefährdung 

darstellt. Diese Abschätzung findet unter Einbeziehung verschiedener Faktoren, 

wie Intensität und Dauer, statt. In der Praxis werden hierfür häufig sogenannte 

Grenzwerte festgelegt.93 

Auf der Bewertung basierend werden notwendige Interventionsmaßnahmen 

festgelegt und durchgeführt. Die Grundsätze zur Entwicklung von Maßnahmen 

schreibt dabei der §4 ArbSchG vor. Demnach sind „Gefahren […] an ihrer Quelle 

zu bekämpfen“, sodass die psychische Belastung so zu gestalten ist, dass keine 

Gefährdung davon ausgeht.94 

Die festgelegten und durchgeführten Maßnahmen sind weiter auf ihre Wirksamkeit 

zu überprüfen. Es geht dabei um eine Vergewisserung, ob sich die als problematisch 

angesehenen Belastungssituationen durch Umsetzung der Maßnahmen auch 

tatsächlich verbessert haben.95 

Als letzten Schritt gilt es, die psychische Gefährdungsbeurteilung zu 

dokumentieren und regelmäßig fortzuschreiben. Verbindliche Vorgaben, wann 

oder wie oft diese wiederholt werden sollte, gibt es nicht. Aus der Literatur heraus 

empfiehlt sich jedoch eine optimale Frequenz von ungefähr drei Jahren oder eine 

Wiederholung bei größeren, entscheidenden betrieblichen Veränderungen.96 Auch 

wie detailliert die Dokumentation sein soll, schreibt der Gesetzgeber nicht vor97. 

Die BauA empfiehlt jedoch, auf vorhandene Dokumentationsformulare 

zurückzugreifen. Diese Vorgehensweise erspart den Neuentwicklungsaufwand und 

hat sich zudem bereits in der Vergangenheit bewährt. Auch Vergleiche zu zuvor 

durchgeführten Gefährdungsbeurteilungen werden dadurch erleichtert, und eine 

Wirksamkeitskontrolle kann hier rasch integriert werden.  

 

 
93 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.81. 
94 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.92f. 
95 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.114. 
96 Vgl. Hahnzog im Fehlzeiten-Report 2020, S. 690. 
97 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.122. 
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3.1  Verfahrensarten 

Zur Ermittlung der vorhandenen Belastungen und der damit einhergehenden 

Gefährdungen gibt es verschiedene anwendbare Verfahren98, beispielsweise: 

• Datenanalyse 

• Offenes Interview 

• Beobachtung / Beobachtungsinterview 

• Fragebogen 

• Analyse-Workshops 

Die Auswahl des Verfahrens obliegt dem Verantwortlichen der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung. Als Herangehensweisen haben sich in der Praxis jedoch 

insbesondere die Verfahren Beobachtung/Beobachtungsinterview, Befragung und 

Analyse-Workshop („Erfolgstrias“) bewährt99. Diese werden daher nachfolgend 

noch genauer erläutert und einzelne Vor- bzw. Nachteile werden benannt.  

 

3.1.1 Beobachtung / Beobachtungsinterviews 

Für das Herausfinden psychischer Belastungsfaktoren gilt das reine Beobachten vor 

Ort als wenig erfolgsversprechend. Psychische Belastungen sind oftmals nicht 

direkt sichtbar oder treten generell zu selten auf, um sie in dieser Momentaufnahme 

erfassen zu können.100 Wird die Beobachtung jedoch von qualifizierten Personen 

über einen längeren Zeitraum durchgeführt und durch ein Interview ergänzt, so 

kann dieses Verfahren von großem Nutzen sein.  

Ein Beobachtungsinterview lässt sich beinahe an jedem Arbeitsplatz durchführen 

und ermöglicht eine objektive Erfassung psychischer Belastungen101. Oftmals 

werden dabei auch Belastungen ermittelt, welche den Beschäftigten selbst 

überhaupt nicht bewusst sind oder an die sie sich bereits gewöhnt haben102. 

Idealerweise arbeiten die Experten im Team, um die Objektivität der Ergebnisse 

 
98 Vgl. Treier, 2019, S.44. 
99 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.56ff. / Gruber et al. 2016 zitiert in Treier, 2019, S.46. 
100 Vgl. Treier, 2019, S.46. 
101 Vgl. Martin Resch in BauA, 2014, S.59f. 
102 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.58. 
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auch tatsächlich gewährleisten zu können. Jeder Experte nutzt dabei einen 

Fragebogen mit einer vorbestimmten Skalierung103. Ein Thema, beispielsweise der 

Handlungsspielraum, wird dabei von verschiedenen Seiten beleuchtet, indem 

unterschiedliche Fragen zum Thema gestellt werden. Jeder Antwortmöglichkeit ist 

dabei ein Wert zugeteilt und im Fragebogen hinterlegt. Im Ergebnis werden diese 

Werte addiert und mit einer Belastungstabelle104 verglichen. Daraus kann der 

Belastungsgrad abgelesen werden.105  

Der Nachteil dieser Methode liegt größtenteils im hohen Arbeits- und 

Kostenaufwand. Besonders geeignet ist diese Maßnahme aufgrund des Aufwands 

generell nur für kleinere Unternehmen. Aber auch die fehlende Anonymität bei 

dieser Methode kann die Ergebnisse maßgebend beeinflussen.106 

 

3.1.2 Fragebogen 

Eine Mitarbeiterbefragung wird oftmals anhand standardisierter Fragebögen in 

Form des klassischen Papierfragebogens oder als Onlinebefragung durchgeführt. 

Durch die Vereinheitlichung von Fragen und Antwortmöglichkeiten wird die 

Auswertung der Daten somit vereinfacht.107  

Der entscheidende Punkt ist die sorgfältige Vorbereitung und frühzeitige 

Information, denn für eine erfolgreiche Durchführung der Mitarbeiterbefragung ist 

das Erreichen einer hohen Rücklaufquote, sowie die Schaffung einer gewissen 

Akzeptanz bei den Beschäftigten von großer Bedeutung. Nur so sind die 

gewonnenen Daten aussagekräftig und repräsentativ.  

Da durch eine Mitarbeiterbefragung überwiegend die subjektive Sicht der 

Beschäftigten wiedergegeben wird, muss bei dieser Methode in ihrer Auswertung 

auf das Verhältnis von Belastung und Beanspruchung zurückgegriffen, um ein Bild 

den erlebten Belastungen zu bekommen.108 Dies wird insbesondere dann relevant, 

 
103 Siehe Anlage 19 (Expertenfragebogen im Beobachtungsinterview).  
104 Siehe Anlage 20 (Belastungstabelle).  
105 Vgl. Neuner, 2019, S.75-77. 
106 Vgl. Treier, 2019, S.47. 
107 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.64f. 
108 Vgl. Neuner, S.66f. 
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wenn mit dem Fragebogen lediglich die Beanspruchungen abgefragt werden, so wie 

es beim Arbeitsbewältigungsindex (ABI) der Fall ist. Durch diese Abfrage werden 

keine Informationen zu möglichen Ursachen geliefert. Es gibt jedoch auch bereits 

entwickelte Verfahren, wie den Copenhagen Psychosocial Questionare (COPSOQ), 

welche sowohl Belastungsfaktoren als auch Beanspruchungsfolgen erfragen. Mit 

einer solchen umfangreichen Befragung geht jedoch auch gleichzeitig eine 

Bearbeitungszeit von ungefähr 25 Minuten einher.109 

Der Fragebogen gilt im Gesamten als effiziente und zuverlässige Methode, wenn 

eine psychische Gefährdungsbeurteilung bei vielen Personen durchzuführen ist110. 

Jedoch reichen „Befragungen allein […] nicht aus, um die Ursachen zu finden.“111 

Um letztendlich geeignete Gegenmaßnahmen finden zu können, empfiehlt es sich 

daher ein ergänzendes Verfahren zu wählen. 

 

3.1.3 Analyse-Workshops 

Oftmals wird ein Analyse-Workshop als Ergänzung zu einer vorangegangenen 

Mitarbeiterbefragung durchgeführt und dient dementsprechend als Feinanalyse112. 

Bei dieser Verfahrensart werden die psychischen Belastungen in einem 

Diskussions- und Verständigungsprozess ermittelt. Der Workshop sollte möglichst 

von einem externen Experten durchgeführt werden und darf eine Teilnehmerzahl 

von 12 Personen nicht überschreiten113. Nach einer Einleitung in die Thematik 

werden die für die Teilnehmer relevanten psychischen Belastungsfaktoren 

bestimmt. Diese werden im weiteren Verlauf unter Einbeziehung der Teilnehmer 

eingegrenzt und anschließend genauer erläutert und analysiert. Abschließend 

werden die ausgewählten Belastungsfaktoren in der Gruppe hinsichtlich des 

Gestaltungsbedarfs beurteilt.114 Die Mitarbeiter werden bei diesem Verfahren 

optimal miteingebunden und erfahren dadurch Wertschätzung. Die gewonnenen 

 
109 Vgl. Neuner, 2019, S.70f.  
110 Vgl. Neuner, 2019, S.69.  
111 Nationale Arbeitsschutzkonferenz, 2012, S.16 zitiert in Beck et al. in BauA, 2014, S.69. 
112 Vgl. Friedrich/Gold in Pfannstiel/Mehlich (Hrsg.), 2018, S.653. 
113 Vgl. Treier, 2019, S.50. 
114 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.76. 
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Lösungsansätze besitzen durch diese Einbindung der Beschäftigten meist hohe 

Akzeptanz und Verständnis.115 

 

3.2 Bewertung von psychischen Belastungen 

Zentrale Frage bei der psychischen Gefährdungsbeurteilung ist folgende: Was ist 

normal, was ist bereits auffällig? Bei der Bewertung psychischer Belastungen 

orientiert man sich dabei überwiegend an der Art und Weise der Belastung, an deren 

Intensität und an der Häufigkeit. Sollvorstellungen gibt es dabei jedoch viele.116 Die 

Einschätzung eines Experten ist letztlich unumgänglich. Der einfachste Weg zur 

Bestimmung von Grenzwerten ist, ein bereits standardisiertes und bereits erprobtes 

Verfahren wie den ABI oder den COPSPQ auszuwählen. Hierdurch werden die 

eigenen Werte zu den allgemein vorgegebenen Werten in Beziehung gestellt, 

sodass das Ergebnis durch Vergleichen einfach abzulesen ist.117 Eine weitere 

Möglichkeit stellt die Beurteilung innerhalb der Analyse-Workshops dar, indem 

durch Kommunikation und Argumentation eine Validierung stattfindet. Hier 

besteht jedoch immer das Risiko, dass individuelle Meinungen obliegen.118 Wie die 

Bewertung durchzuführen ist, ist dabei immer abhängig von der gewählten 

Methode. 

 

3.3  Umsetzung von Interventionsmaßnahmen 

Die Entwicklung und Umsetzung von Interventionsmaßnahmen gilt im Bereich der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung als eine zentrale, aber auch kritische Phase. 

„Das ist das Kritische, was sich immer durchzieht bei jeder Maßnahme. Eine Idee 

haben, ist das Eine. Zu starten, ist das andere. Das Ding aber erfolgreich 

umzusetzen, ist das Dritte.“119 Daher besteht verbreitet das Problem, dass die 

Gefährdungsbeurteilung nach der Beurteilung der Arbeitsbedingungen abbrechen 

und nicht in einer Ableitung und Umsetzung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes 

 
115 Vgl. Friedrich/Gold in Pfannstiel/Mehlich (Hrsg.), 2018, S.654. 
116 Vgl. Treier, 2019, S.56. 
117 Vgl. Neuner, 2019, S.72. 
118 Vgl. Treier, 2019, S.57. 
119 Zitat einer Führungskraft zitiert in Beck et al. in BAuA, 2014, S.102.  
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enden. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Ein typischer Fehler liegt aber darin, dass 

die für die Umsetzung bedeutsamen Personen kaum oder überhaupt gar nicht in die 

vorherige Analyse miteingebunden wurden. Entsprechend gering fällt das 

Commitment120 dieser Personen für die Maßnahmenumsetzung aus. Des Weiteren 

mangelt es der psychischen Gefährdungsbeurteilung oftmals an Tiefe. Psychische 

Belastungen werden nur grob umrissen, aber nicht hinreichend lokalisiert, sodass 

die Ursache im Dunkeln bleibt und eine Maßnahmenentwicklung diesbezüglich 

kaum möglich ist.121 Diese Fehler zeigen, wie wichtig für die 

Maßnahmenentwicklung und deren Umsetzung daher grundsätzlich eine gute 

Vorarbeit ist. Je genauer und zuverlässiger im Vorfeld der Gefährdungsbeurteilung 

Probleme und deren Ursachen aufgedeckt werden, umso zielführender können auch 

die nachfolgenden Interventionsmaßnahmen sein.122  

§2 und §4 ArbSchG geben die Grundsätze für die Maßnahmen des Arbeitsschutzes 

vor. Verankert sind dabei die Forderung nach „menschengerechter Gestaltung der 

Arbeit“123 und die Vorgabe, dass Gefährdungen an ihren Quellen zu bekämpfen 

sind. Individuelle Schutzmaßnahmen sind hierbei nachrangig zu anderen 

Maßnahmen.124 In Anbetracht der Vielfalt und Verschiedenheit der Maßnahmen 

werden diese als Hilfestellung wie folgt unterschieden: 

 

3.3.1 Bedingungsbezogene Maßnahmen 

Bedingungsbezogene oder auch verhältnisbezogene Maßnahmen richten sich auf 

Veränderungen der Arbeitsbedingungen. Sie beziehen sich demnach auf die 

Gestaltung von Arbeitsaufgabe/Arbeitsinhalten, Arbeitsorganisation, sozialen 

Beziehungen und Arbeitsumgebung. Durch Veränderung eben dieser 

Belastungsfaktoren wird zugleich die gesetzliche Vorgabe eingehalten, die 

Probleme an ihrer Quelle zu bekämpfen.125 

 

 
120 englisch = sich bekennen, sich verpflichten.  
121 Vgl. Beck et al. in BAuA, 2014, S.103f.  
122 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.76. 
123 Siehe Anlage 21 (§2 ArbSchG – Begriffsbestimmungen). 
124 Siehe Anlage 22 (§4 ArbSchG – Allgemeine Grundsätze). 
125 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.77f. 
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3.3.2 Personenbezogene Maßnahmen  

Personenbezogene oder auch verhaltensbezogene Maßnahmen zielen hingegen auf 

eine Modifikation des Verhaltens und Erlebens der Beschäftigten ab. Die 

personalen Ressourcen sollen hierdurch gestärkt werden. Diese Maßnahmen sind 

jedoch nachrangig zu den bedingungsbezogenen Maßnahmen, selbst wenn ein 

effizienterer individueller Umgang mit Fehlbelastungen damit einherginge. 

Personenbezogene Maßnahmen sind daher vorzugsweise bei Tätigkeiten oder 

Arbeitsplätzen einzusetzen, bei denen sich eine psychische Fehlbelastung kaum auf 

andere Weise vermeiden lässt.126 

 

3.4 Wirkung und Nutzen 

Um eine Gefährdungsbeurteilung für den Arbeitgeber attraktiv zu machen, sollte 

eine Win-win-Situation entstehen. Neben der verbesserten Gesundheitssituation der 

Beschäftigten geht es insbesondere auch um die Profitabilität des Arbeitgebers.127  

Damit die gewünschte Wirkung überhaupt eintreten kann, muss nach der 

Maßnahmenergreifung jedoch auch die Wirksamkeit der Maßnahmen überprüft 

werden. Denn erst wenn sich ein positiver Einfluss der getroffenen Maßnahmen 

zeigt, kann auch ein Nutzen aus der Gefährdungsbeurteilung heraus entstehen. Die 

Vorgehensweise kann als kurze Befragung der Beschäftigten und Führungskräfte, 

als weiterer Workshop oder in Form einer Vorher-Nachher-Beurteilung 

vonstattengehen. Da viele Maßnahmen nicht von heute auf morgen umgesetzt 

werden können, sollten für die Fristen einer Wirksamkeitskontrolle auch die mittel- 

und langfristigen Effekte berücksichtigt werden.128  

Um schließlich den Nutzen der Gefährdungsbeurteilung beurteilen zu können, 

bietet sich an, diese im Gesamtbild des BGM zu betrachten. Pauschal lässt sich 

sagen, dass der ROI129, d.h. der Nutzen einer Investition in Relation zu den Kosten 

des Arbeitgebers im Bereich des BGM, bei durchschnittlich 2,7 liegt und sich jeder 

investierte Euro somit beinahe verdreifacht130. Dieser hohe ROI-Wert erklärt sich 

 
126 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.77f. 
127 Vgl. Kaminski, 2013, S.29. 
128 Vgl. Beck et al. in BauA, 2014, S.114f. 
129 Siehe Anlage 23 (Berechnung des ROI).  
130 Siehe Anlage 24 (ROI von BGM Maßnahmen). 
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dadurch, dass einige Studien den direkten Zusammenhang zwischen Gesundheit 

und Produktivität in einem Unternehmen belegen131. Auch die Unternehmen selbst 

erkennen laut einer Befragung aus dem Jahr 2008132 einen solchen Zusammenhang.  

Prof. Badura beschreibt diesen Vorgang auch als „Positiv-Spirale“ des BGM 

(Abbildung 4). Die Arbeit und der damit verbundene Arbeitsalltag hat Einfluss auf 

die Gesundheit der Beschäftigten. Es besteht demnach eine Rückkopplung von 

Arbeit und Arbeitsumfeld auf die Gesundheit. Gleichzeitig hat die Situation unserer 

Gesundheit und unseres Wohlbefindens wiederum Auswirkung auf unsere Arbeit.  

Er führt weiter dazu aus, dass es nicht um die Frage geht, ob wir uns das betriebliche 

Gesundheitsmanagement leisten können, „[…], sondern vielmehr um die Frage, ob 

wir es uns leisten können, kein betriebliches Gesundheitsmanagement zu haben.“133 

Abbildung 7: Positiv-Spirale des BGM nach Badura 

 

Quelle: Badura zitiert in Halbe-Haenschke/Reck-Hog, 2017, S.14. 

 

Besonders monetäre Erfolge werden im Zusammenhang mit BGM-Maßnahmen 

betont, etwa durch Senkung der Lohnfortzahlungskosten infolge einer 

verminderten Anzahl an Krankheitsausfällen. Aber auch eine Steigerung der 

Kundenzufriedenheit konnte aufgrund gesteigerter Mitarbeitermotivation und 

verbesserter Kommunikationsbereitschaft erreicht werden.  

 
131 Vgl. Metz/Rothe, 2017, S.14 / Badura, 2017, S.21.   
132 Vgl. Lück et al. im Fehlzeiten-Report 2008, S.79f. 
133 Badura zitiert in Halbe-Haenschke/Reck-Hog, 2017, S.14.  
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Durch die Maßnahmen als Umsetzung der Ergebnisse einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung entstehen zudem viele weitere, unterschiedliche Vorteile 

für die Beschäftigten134:  

• Verbesserung des Gesundheitszustandes, Senkung gesundheitlicher Risiken 

und Stärkung des Wohlbefindens 

• Verbesserung der gesundheitlichen Bedingungen im Unternehmen 

• Verringerung von arbeitsplatzbedingten Belastungen 

• Erhaltung oder Zunahme der eigenen Leistungsfähigkeit 

• Erhöhung der Arbeitszufriedenheit und Verbesserung des Arbeitsklimas 

• Mitgestaltung des Arbeitsplatzes und des Arbeitsablaufs 

Aus den positiven Auswirkungen auf die Beschäftigten und deren Gesundheit 

heraus, bilden sich, wie zuvor beschrieben, schließlich auch die folgenden Vorteile 

für den Arbeitgeber135: 

• Steigerung und langfristiger Erhalt der Leistungsfähigkeit aller 

Beschäftigten 

• Erhöhung der Motivation und Leistungsbereitschaft 

• erhöhte Mitarbeiterbindung, Senkung der Fluktuation durch Stärkung der 

Identifikation mit dem Unternehmen 

• Kostensenkung durch weniger Krankheits- und Produktionsausfälle 

• Steigerung der Produktivität und Qualität 

• Imageaufwertung des Unternehmens 

• Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

 

  

 
134 Siehe Anlage 25 (Vorteile für Beschäftigte und Arbeitgeber). 
135 Siehe Anlage 25 (Vorteile für Beschäftigte und Arbeitgeber).  
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4 Empirische Untersuchung 
 

Im nachfolgenden Teil wird untersucht, wie der aktuelle Stand der Durchführung 

einer psychischen Gefährdungsbeurteilung in den Kommunen Baden-

Württembergs ist. Als erster Schritt dieser Untersuchung wird dabei die Stichprobe 

als Grundlage für die erfolgte Umfrage festgelegt. Anschließend wird die 

Vorgehensweise bei der Online-Umfrage näher erläutert, um im Kapitel 5 

schließlich final auf die Rücklaufquote und die Ergebnisse zur Umfrage eingehen 

zu können.  

 

4.1 Stichprobe 

Die Stichprobe für diese Bachelorarbeit bilden die Kommunen des Bundeslandes 

Baden-Württemberg. Baden-Württemberg ist mit einer Fläche von ca. 35.000 

Quadratkilometern und mit seinen knapp 10,8 Millionen Einwohnern das 

drittgrößte Bundesland Deutschlands. Gegründet wurde das Land aus den 

ursprünglichen Ländern Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-

Hohenzollern im Jahre 1953 durch einen Volksentscheid.136  

Baden-Württemberg untergliedert sich in eine dreistufige Verwaltung. An der 

Spitze stehen die Ministerien. Darunter folgen die vier Regierungsbezirke Stuttgart, 

Tübingen, Karlsruhe und Freiburg137. Auf letzter Stufe stehen die unteren 

Verwaltungsbehörden, gegliedert in 35 Landkreise und 1.101 Gemeinden.138 

Unter diesen 1.101 Gemeinden befinden sich neun Stadtkreise und 94 Große 

Kreisstädte. 313 Gemeinden führen die Bezeichnung „Stadt“.139 In Anbetracht des 

Umfangs dieser Bachelorarbeit wurde die Stichprobe auf diese unteren 

Verwaltungsbehörden mit 1.101 Kommunalverwaltungen reduziert.  

Auch wenn das Bundesland unter Betrachtung des bundesweiten Durchschnitts an 

Fehltagen aufgrund psychischer Erkrankungen das Schlusslicht bildet, liegen für 

das Jahr 2020 dennoch 201,4 Fehltage je 100 Versicherten vor140. Auch bei den 

 
136 Siehe Anlage 26 (Unser Land: Baden-Württemberg).  
137 Siehe Anlage 27 (§11 Abs.1 LVG – Regierungsbezirke und Regierungspräsidien). 
138 Siehe Anlage 28 (Verwaltungsaufbau in Baden-Württemberg).   
139 Siehe Anlage 29 (Kommunale Strukturen in Baden-Württemberg).  
140 Siehe Anlage 30 (Fehltage aufgrund psychischer Erkrankungen nach Bundesländern 2020).  
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AU-Fällen weist Baden-Württemberg 2019 im Vergleich zu den anderen 

Bundesländern mit 6,2 Fällen je 100 Versicherten den geringsten Wert auf141. 

Dennoch lassen diese vermeintlich positiven Werte keinen Stillstand im Bereich 

des BGM zu, denn es liegen offensichtlich Fälle psychischer Gefährdungen in den 

kommunalen Verwaltungen Baden-Württembergs vor, welche sich mithilfe der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung möglicherweise vermeiden ließen.   

 

4.2 Forschungsmethode 

Als Forschungsmethode wurde für die Einbeziehung aller Kommunen Baden-

Württembergs eine Online-Befragung ausgewählt. Ausschlaggebend für die Wahl 

dieses Instrument war insbesondere die Größe der Stichprobe. Der für die Umfrage 

verwendete, standardisierte Fragebogen ermöglicht eine solche umfangreiche 

Befragung.142 Zusätzlich konnte aufgrund der Anonymität bei dieser Methode auf 

die Offenheit und Ehrlichkeit der Teilnehmenden spekuliert werden.  

Größtenteils wurde die Umfrage quantitativ gestaltet, um objektive Daten gewinnen 

zu können. Diese sollten im Ergebnis statistisch verarbeitet werden, um die neuen 

Erkenntnisse herauszuarbeiten. Daher wurden im Fragebogen143 überwiegend 

geschlossene Fragen mit einer Einfach- oder Mehrfachauswahl an 

Antwortmöglichkeiten verwendet, soweit alle Antwortalternativen bekannt waren. 

Teilweise wurden auch Hybridfragen eingebaut, d.h. die Fragen wurden um eine 

offene Antwortmöglichkeit ergänzt, um die Daten auch tatsächlich vollständig 

erfassen zu können. Lediglich bei der letzten Frage handelte es sich um eine 

insgesamt offene Fragestellung im qualitativen Stil. Hierdurch sollte den 

Kommunen die Möglichkeit gegeben werden, weitere relevante Details oder 

Erfahrungen zum Thema darstellen zu können.144  

 
141 Anlage 31 (AU-Fälle aufgrund psychischer Erkrankungen nach Bundesländern 2019). 
142 Vgl. Kallus, 2016, S.133. 
143 Anlage 32 (Fragenkatalog der Umfrage).  
144 Vgl. Raithel, 2008, S.68f. 
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4.2.1 Vorarbeit 

Um alle Kommunen der Stichprobe gleichermaßen an der Umfrage beteiligen zu 

können, wurden im Vorfeld die E-Mailadressen dieser Kommunen recherchiert. 

Die Recherche beschränkte sich dabei in der Regel auf die Ermittlung der 

allgemeinen, info-Mailadressen. Hintergrund hierfür war, dass die interne 

Organisation der Kommunen oftmals individuell ausgestaltet ist, sodass für 

Außenstehende kaum ersichtlich ist, in wessen Tätigkeitsbereich das Thema 

Arbeitsschutz angegliedert ist. Bei größeren Verwaltungen wurden bei der 

Recherche die zuständigen Dezernate oder Bereiche bereits berücksichtigt. Als 

Grundlage für die Recherche der Mailadressen diente eine Excel-Tabelle145 mit 

Daten zu allen Kommunen Baden-Württembergs auf Basis des Statistischen 

Landesamtes.  

4.2.2 Durchführung 

Der Fragebogenerstellung ging ein intensives Studium der Literatur zum Thema 

psychische Gefährdungsbeurteilung voraus. So konnten die Fragen gezielt für das 

Thema dieser Arbeit formuliert werden und sinnvoll in einen Fragebogen 

übertragen werden. Mit dem Umfrageprogramm EvaSys wurden die entwickelten 

Fragen anschließend in eine Online-Umfrage gebracht. Diese ging den 

angesprochenen Kommunen in Form eines Umfragelinks auf dienstlichem Wege 

per E-Mail zu. Um eine hohe Rücklaufquote zu erreichen, war es wichtig, dass der 

zeitliche Umfang für die Umfrage möglichst geringgehalten wird, sodass diese 

neben dem Alltagsgeschäft ausgefüllt werden kann. Gleichzeitig musste eine 

eindeutige, einfache und auch verständliche Fragestellung gewählt werden.146 Nach 

Fertigstellung der Umfrage wurde daher ein Probedurchlauf gestartet. Mithilfe von 

zwei ausgewählten Personen wurde die Umfrage vorab auf ihre Verständlichkeit 

hin überprüft.147 Nach der Einarbeitung des Feedbacks konnte die Umfrage 

schließlich starten. Das Versenden des Umfragelinks erfolgte über Outlook-Konto 

der Hochschul-Mailadresse. Tageweise wurden ca. 200 E-Mails verschickt, um 

über eventuelle Rückfragen oder Feedback den Überblick zu behalten.  

 
145 Siehe Anlage 33 (Nähere Informationen zur Excel-Tabelle).  
146 Vgl. Kallus, 2016, S.67. 
147 Vgl. Raithel, 2008, S.63f.  
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5 Auswertung der Umfrage zur Durchführung 

psychischer Gefährdungsbeurteilungen in den 

Kommunen Baden-Württembergs 
 

Die Rücklaufquote unter den 1.101 befragten Gemeinden beträgt mit 292 

Rückmeldungen 26,52 %.148 Für die Umfrage wurden die Gemeinden nach ihrer 

Einwohnerzahl unterschieden. Den größten Anteil auf der unteren 

Verwaltungsebene in Baden-Württemberg machen die 571 Gemeinden mit weniger 

als 5.000 Einwohnern aus. Das ergibt einen Anteil von 51,86%. Diese geben 

gleichzeitig auch bei dem Rücklauf der Umfrage mit 42% den größten Anteil vor. 

Es folgen die Gemeinden mit zwischen 5.000 und 10.000 Einwohnern, sowie 

zwischen 10.000 und 50.000 Einwohnern, welche in Baden-Württemberg jeweils 

einen Anteil von knapp über 20% einnehmen. Diese beteiligten sich an der Umfrage 

mit Anteilen von 26% und 27%. 

Den kleinsten Anteil machen die größeren Gemeinden und Städte mit mehr als 

50.000 Einwohnern aus. Diese machen mit einer Gesamtzahl von 24 lediglich 

knapp 2% der Kommunen in ganz Baden-Württemberg aus. Hiervon beteiligten 

sich 14 an der Umfrage über die Psychische Gefährdungsbeurteilung.  

 

Abbildung 8: Rücklauf der Umfrage 

 

Quelle: eigene Darstellung. 

 

Die Kommunen verteilen sich wie folgt über die vier Regierungsbezirke: Stuttgart 

hat mit 343 Gemeinden den größten Anteil in Höhe von 31%. Mit knapp 27% und 

 
148 Siehe Anlage 34 (Auswertung der Umfrage). 
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23% folgen Freiburg und Tübingen. Karlsruhe bildet mit nur 210 Kommunen das 

Schlusslicht mit 19% Anteil. Diese Anteile spiegeln sich auch bei der 

Rücklaufquote wider. Die Verwaltungen des Regierungsbezirks Stuttgart waren mit 

125 am stärksten vertreten, während der Regierungsbezirk Karlsruhe den kleinsten 

Anteil an Rückmeldungen verzeichnet. Die Regierungsbezirke Tübingen und 

Freiburg bilden mit 58 bzw. 59 Rückmeldungen dementsprechend das Mittelfeld.  

 

5.1 Eingliederung in das betriebliche Gesundheitsmanagement 

Zu Beginn der Umfrage wurde die Frage nach der Eingliederung der Thematik 

Gefährdungsbeurteilung in das Betriebliche Gesundheitsmanagement gestellt. 

Hierzu gaben 60% der Gemeinden an, dass es bei ihnen in der Verwaltung kein 

schriftliches BGM-Konzept gibt. Bei 14% der Gemeinden besteht zwar ein 

schriftliches Konzept, jedoch wurde die Gefährdungsbeurteilung hierin bisher nicht 

integriert. Lediglich 26% und somit 73 Kommunen gaben an, dass sie das Thema 

in ihr bestehendes, schriftliches betriebliches Gesundheitsmanagement integriert 

haben. Dies bestätigt auch die in Kapitel 1.2 genannte Quote aus der Literatur in 

Höhe von 25%. Auffällig ist hierbei, dass es darunter 44 Kommunen gibt, welche 

das Thema bereits in ihr BGM integriert haben, aber die psychische 

Gefährdungsbeurteilung dennoch bisher nicht umgesetzt haben.  

 

5.2 Aktueller Stand der Durchführung 

Zentrale Frage dieser Bachelorarbeit ist der aktuelle Stand der Durchführung einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung in den Kommunen Baden-Württembergs. Zu 

dieser Frage gaben die Gemeinden Rückmeldung, dass 78% der 

Gemeindeverwaltungen die Pflicht zur Durchführung einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung in ihrer kommunalen Verwaltung noch nicht 

nachgekommen sind. Innerhalb größerer Verwaltungen über 10.000 Einwohnern 

zeigt sich jedoch deutlich, dass eine psychische Gefährdungsbeurteilung meist 

bereits in Planung ist oder die Umsetzung sogar bereits direkt bevorsteht. Durch 

Corona kam es hierbei oftmals zu Verzögerungen in der Umsetzung. 

Lediglich 65 der an der Umfrage teilnehmenden Kommunen haben die psychische 

Gefährdungsbeurteilung bereits in Angriff genommen. Das macht einen Anteil von 



 

 34 

22%. Eine Häufung zeigt sich hierbei in den Jahren 2018 und 2019. In diesen beiden 

Jahren haben 59% dieser Gemeinden mit der Erfüllung ihrer Pflicht zur 

Durchführung einer psychischen Gefährdungsbeurteilung begonnen. Nur 2% der 

Gemeinden haben bereits vor der expliziten Erwähnung der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung im Gesetz auch bereits mit ihrer Umsetzung begonnen. 

Weitere 2% führten direkt im Jahre 2013 eine erste Gefährdungsanalyse 

psychischer Belastungen durch.  

Die Dauer für eine solche psychische Gefährdungsbeurteilung wird von den 

Verantwortlichen ganz unterschiedlich benannt. Jeweils ungefähr ein Drittel 

beschreibt die in Anspruch genommene Zeit auf unter ein Jahr oder zwischen einem 

und zwei Jahren. Ein weiteres Drittel hat die Durchführung zum Zeitpunkt der 

Umfrage noch nicht ganz abgeschlossen. Nur sehr wenige Kommunen geben an, 

dass ihre psychische Gefährdungsbeurteilung mehr als drei Jahre in Anspruch 

genommen hatte. Den größten Einfluss auf die Dauer nahm hierbei bei 58% der 

Kommunen die Vorbereitung, bestehend aus Recherche und Planung, ein. Darauf 

folgen die Ermittlung der psychischen Belastungen, welche von 46% der 

Kommunen als zeitintensiv wahrgenommen wurde und mit 35% die Beurteilung 

der ermittelten Belastungsfaktoren als solche. Insbesondere die durch Corona 

bedingten Verzögerungen wurden ebenfalls als häufiger Einfluss auf die Dauer 

genannt.  

 

Abbildung 9: Psychische Gefährdungsbeurteilung nach Gemeindegröße 

 

Quelle: eigene Darstellung. 

 

Erkennbar ist die Tendenz, dass mit steigender Gemeindegröße auch der Anteil an 

durchgeführten psychischen Gefährdungsbeurteilungen ansteigt. Bei den 
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Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern haben mehr als 85% noch keine 

psychische Gefährdungsbeurteilung in ihrer Verwaltung durchgeführt. Bei den 

größeren Verwaltungen sind es im Vergleich lediglich 62% ohne schriftliche 

psychische Gefährdungsbeurteilung. 

 

5.2.1 Hauptgründe der fehlenden Umsetzung  

Als Hauptgrund für die fehlende Umsetzung wurden von 81% der Gemeinden die 

fehlenden personellen Ressourcen benannt. Insbesondere von kleineren 

Kommunen gibt es die Rückmeldung, dass das häufig sehr kleine Rathausteam 

keine Kapazität für eine derartige Untersuchung, Beurteilung und Kontrolle frei hat. 

Die meisten der angesprochenen Kommunen hatten sich bereits im Vorfeld mit dem 

Thema der psychischen Gefährdungsbeurteilung auseinandergesetzt und es als „ein 

sehr wichtiges Thema, für das leider in einer kleinen Verwaltung zu wenig Zeit 

bleibt, es gründlich und gewinnbringend anzugehen“ beschrieben. Zudem „fehlt es 

an Verständnis für die […] bürokratischen Aufwände“. Die kleinen Kommunen 

sehen ihren Vorteil daher oftmals in der stetigen Kommunikation untereinander und 

im dadurch begünstigten Kennenlernen des Gegenübers, und verzichten im Zuge 

dessen auf die komplexe, vorgeschriebene Verschriftlichung.  

An zweiter Stelle steht mit 50% der zu hohe zeitliche Arbeitsaufwand als Grund für 

eine noch fehlende Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung. „Da dies 

insgesamt einfach unglaublich viel Vorbereitungszeit bedarf und die Zeit noch nicht 

da war, wurde das Thema noch nicht angegangen“, so die Aussage eines 

Verantwortlichen.  

Aber auch inhaltliche Unklarheiten stehen bei 37% der Gemeinden noch als 

Barriere im Vordergrund. Die Kommunen geben an, es fehle oftmals „an Wissen, 

wie und was hier konkret umgesetzt werden soll. Als kleinere Verwaltung fühlen 

wir uns hier aktuell überfordert.“ Es kam sogar von einigen Kleinstgemeinden die 

Rückmeldung, dass ihnen das Thema Gefährdungsbeurteilung gänzlich unbekannt 

ist oder aufgrund der Gemeindegröße nie zur Sprache kam.  
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5.2.2 Keine Umsetzung aufgrund fehlenden Verständnisses 

Neben den zuvor aufgeführten Gründen, weshalb eine Umsetzung der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung in den Gemeinden bisher nicht erfolgen konnte, stach ein 

weiterer Punkt deutlich heraus: Die Psyche als Tabuthema.  

7% der Kommunen gaben offen an, dass in ihrer Gemeindeverwaltung die 

Umsetzung am fehlenden Verständnis für psychische Probleme scheiterte. Einige 

der Kommunen sahen die Schwierigkeiten einer solchen Umsetzung insbesondere 

in der Offenheit von Führungskräften und Mitarbeitenden. „Um hier wirklich ein 

gutes Ergebnis zu erzielen, braucht es die Bereitschaft und das Verständnis der 

Führungskräfte sowie der Beschäftigten“. Insbesondere von kleineren Kommunen 

kam die Rückmeldung, dass die Ehrlichkeit der Angestellten aufgrund der kleinen 

Organisationseinheiten angezweifelt wird. Man befürchtet hier, dass Rückschlüsse 

auf einzelne Mitarbeiter möglich wären und verzichtet daher auf die Befragung der 

Mitarbeiter im Zuge der psychischen Gefährdungsbeurteilung.  

Auch gibt es einzelne Aussagen die darauf plädieren, dass in ihrer Kommune der 

Bedarf nach einer psychischen Gefährdungsbeurteilung nicht besteht. Die 

Verantwortlichen führen aus, dass es in ihrer Verwaltung kaum Belastungen gibt, 

sodass die Kosten-Nutzen-Relation nicht gegeben sei. Auf eine Umsetzung der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung wird dementsprechend verzichtet.  

Zudem ist das Interesse der Verantwortlichen für dieses Thema nicht in jeder 

Kommune vorhanden. Obwohl es sich bei der Umsetzung der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung ausdrücklich um eine im Gesetz festgelegte Pflicht 

handelt, interessieren sich die zuständigen Personen nicht immer für dieses Thema. 

„Erst durch einen Stellenwechsel ist das Thema in den Fokus gerückt. Nun wird 

Schritt für Schritt alles nachgeholt, was die letzten Jahre vernachlässigt wurde“, so 

die Rückmeldung eines Beschäftigten.  

 

5.3 Verwendete Handlungshilfen 

Insgesamt 72% der Kommunen zog für die teilweise oder komplette Vorbereitung 

und Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung externe Experten hinzu. 

Zwei Verantwortliche führten hierzu näher aus, dass sie beispielsweise einen 



 

 37 

externen Sicherheitsingenieur oder eine Firma für Arbeitsschutz mit der 

Durchführung beauftragten. Auch Literatur und weitere Veröffentlichungen 

wurden von 29% der Kommunen als Einarbeitung in das Thema verwendet. 20% 

der Verantwortlichen nutzen auch das Angebot von Schulungen, um sich mit der 

psychischen Gefährdungsanalyse auseinanderzusetzen.  

 

5.4 Verwendete Verfahren 

Das mit knapp 70% mit Abstand am häufigsten verwendete Verfahren ist der 

Fragebogen. Danach folgen mit großem Abstand die Datenanalyse, das offene 

Interview und die Beobachtungsinterviews. Hiermit konnte die bereits im Kapitel 

3.1 erwähnte Erfolgstrias auch in der Praxis nochmals bestätigt werden. Als eigene 

Antwort wurde häufig auch eine Zusammenarbeit mit dem Betriebsarzt und eine 

Zusammenarbeit mit der Unfallkasse BW erwähnt. Mit 5% nutzten einige 

Kommunen auch frühere Befragungen z.B. im Rahmen des betrieblichen 

Gesundheitsmanagements, und verwendeten deren Ergebnisse zur Ermittlung von 

Belastungsfaktoren.  

 

5.5 Entdeckte Belastungsfaktoren 

Des Weiteren wurde mit der Umfrage abgefragt, welche Belastungsfaktoren die 

Gemeindeverwaltungen insbesondere durch die psychische 

Gefährdungsbeurteilung aufdecken konnten. Die Antwortmöglichkeiten wurden 

hierbei auf maximal drei Antworten beschränkt. 

Lediglich 2% der teilnehmenden Verwaltungen gaben an, dass Sie im Ergebnis der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung keinerlei Belastungsfaktoren entdeckt haben. 

Die am häufigsten genannte, entdeckte Belastung liegt mit 58% in der 

Arbeitsintensität. Demnach wurde eine Über- oder Unterforderung des jeweiligen 

Beschäftigten bzw. der Beschäftigtengruppe festgestellt. Der mit 48% am 

zweithäufigsten aufgedeckte Belastungsfaktor ist die fehlende Kommunikation 

untereinander, welche interne Informationsmängel mit sich bringt.  Danach folgen 

Arbeitsunterbrechungen, Belastungen durch die Arbeitsplatzgestaltung 

(Raumgröße, Bewegungsfreiheit, Licht, Lärm, etc.), fehlende Führung und 
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Konflikte. Kaum eine Rolle spielen in den Gemeindeverwaltungen hingegen 

Mobbing und Diskriminierungen und eine fehlende Work-Life-Balance.  

 

5.6 Interventionsmaßnahmen 

Die Planung von rund der Hälfte der Verwaltungen sieht vor, dass für einzelne 

Bereiche im Anschluss an die Beurteilung der entdeckten Belastungsfaktoren auch 

Interventionsmaßnahmen ergriffen werden sollen. Bei 13% der Kommunen 

geschah diese Maßnahmenergreifung direkt im Anschluss, während wiederum 13% 

erklären, dass die Maßnahmenergreifung bei ihnen ein Jahr und länger benötigte. 

Einzelne Rückmeldungen zeigten, dass insbesondere bei Bereichen mit besonders 

hoher Belastung eine sofortige Maßnahmenumsetzung erfolgte, während sich 

oftmals aufgrund von Corona in anderen Bereichen die Umsetzung verzögert hatte.  

 

5.7 Problematik in der Praxis  

Um den Kommunen die Möglichkeit zu bieten, ihre Probleme und Unklarheiten 

näher zu definieren, war die zugehörige Frage mit einer offenen 

Antwortmöglichkeit ausgestattet. Einige der Kommunen nutzten dies, um ihre 

Probleme auszuführen.  

 

Abbildung 10: Probleme und Unklarheiten in der Praxis 

 

Quelle: eigene Darstellung. 
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Das Hauptproblem bei der Durchführung lag bei 55% der Kommunen in den 

fehlenden personellen Ressourcen, dicht gefolgt von dem hohen, zeitlichen 

Arbeitsaufwand mit 52%.  

28% geben weiter an, dass ihnen nicht ganz klar war, was von ihnen verlangt wird. 

Diese inhaltlichen Unklarheiten stellten für sie ein Problem in der Planung und 

Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung dar.  

Doch auch die Psyche als Tabuthema spielte in der Praxis eine große Rolle. 

Ungefähr ein Fünftel der Verantwortlichen erläuterte, dass bei ihnen das Problem 

bestand, dass sich die Beschäftigten oder auch die Vorgesetzten nicht auf das 

Thema einlassen wollten. Hierzu führte ein Befragter näher dazu aus, dass es sich 

schwierig gestaltete, Teilnehmer für eine Befragung zu finden, „[…] da […] das 

Thema „psychische Belastung“ erstmal abschreckt“. Es gestalte sich schwierig, 

eine Akzeptanz unter den Beschäftigten für dieses Thema zu schaffen, und 

manchmal fehle selbst der Rückhalt der Führungsebene.  

 

5.8 Zufriedenheit und Einschätzung der Kommunen  

Am Ende der Umfrage wurde die persönliche Einschätzung der Verantwortlichen 

zur Durchführung ihrer psychischen Gefährdungsbeurteilung erfragt. Diese sollten 

ihre Zufriedenheit mit dem Ergebnis anhand des Schulnotensystems bewerten. 

Daraus ergab sich als Mittelwert die Note 2,56, wobei sich mit 45% die Mehrheit 

für die Note 2 (gut) entschieden hat. Bei einer direkten Nachfrage, ob die 

Verantwortlichen bereits einen Nutzen feststellen kommen, bejahten 46% dies.  

Sowohl bei Kommunen, welche die psychische Gefährdungsbeurteilung bereits 

durchgeführt haben, als auch bei den Kommunen, bei welchen die Umsetzung noch 

nicht erfolgt ist wurde des Weiteren ihre Einschätzung über den Nutzen für den 

Arbeitgeber und die Wirkung für die Beschäftigten erfragt.  

Kommunen, bei welchen die psychische Gefährdungsbeurteilung bereits erfolgt ist, 

bewerten den Nutzen für den Arbeitgeber mit einer durchschnittlichen Note von 

2,53, wobei lediglich 2% überhaupt keinen Nutzen für den Arbeitgeber erkennen 

konnten. Kommunen ohne bisherige Durchführung der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung hingegen schätzen den Nutzen geringer ein. Hier ergibt 
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sich eine durchschnittliche Benotung von 3,0, wobei 3% überhaupt keinen Nutzen 

für den Arbeitgeber darin sehen.  

Hinsichtlich der Wirkung für die Beschäftigten ergibt sich ein ähnliches Bild. Bei 

den Kommunen, welche die psychische Gefährdungsbeurteilung bereits 

durchgeführt haben, ergab sich hier eine Durchschnittsbenotung von 2,52, während 

die restlichen Kommunen die Wirkung mit einem Mittelwert von 2,83 einschätzen.  

Dieses Ergebnis zeigt, dass sich mit Durchführung der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung der Blick auf den Nutzen und die Akzeptanz doch ein 

wenig verändert. Auch wenn es sich lediglich um einen geringen positiven Effekt 

handelt, zeigt sich mit dieser Auswertung doch deutlich, dass die psychische 

Gefährdungsbeurteilung von Kommunen, die sie bereits umgesetzt haben, als 

sinnvoll erachtet wird. Durch diese geringe Abweichung zeigt sich, dass die 

Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen sehr wohl einen Effekt auf die 

Wahrnehmung der Verantwortlichen hat.  

 

5.9 Psychische Gefährdungsbeurteilung und Corona 

Die Coronapandemie und die dazugehörigen strengen Kontaktbeschränkungen und 

Maßnahmen verursachten bei einigen Kommunen auch eine Verzögerung der 

Umsetzung einer psychischen Gefährdungsbeurteilung. Bei Kommunen, welche 

mit der Durchführung noch nicht begonnen haben, wurden neue Prioritäten gesetzt. 

Die psychische Gefährdungsbeurteilung wird dabei weiter hintenangestellt, da 

aufgrund von Corona andere, dringende Dinge anstehen oder die Personalkapazität 

ausgeschöpft ist. Aber auch bei Kommunen, welche sich bereits mitten in der 

Umsetzung befinden, musste der Zeitplan verändert und angepasst werden. Oftmals 

verzögert sich hier die Maßnahmenumsetzung. Selbst die bereits begonnene 

psychische Gefährdungsbeurteilung konnte oftmals noch nicht abgeschlossen 

werden, da aufgrund der Kontaktbeschränkung und der Arbeit im Homeoffice die 

geplanten Workshops nicht umgesetzt werden konnten. 
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6 Zusammenfassung und Handlungsempfehlung  
 

Jedes Jahr aufs Neue sind die Gesundheitsreporte verschiedenster Krankenkassen 

sich einig: Die öffentliche Verwaltung zählt im Branchenvergleich bei Krankheits- 

und Abwesenheitstagen im Bereich psychischer Erkrankungen zur Spitzengruppe. 

Beim Lesen solcher Ergebnisse ergibt sich hierbei oftmals die Frage, woraus dieser 

hohe Wert resultiert und ob er sich nicht verhindern ließe. Der Gesetzgeber hat mit 

Einführung der psychischen Gefährdungsbeurteilung bereits eine Möglichkeit 

geliefert, um diese beiden Fragen zu beantworten. Mit der Einführung dieser Pflicht 

wurde eine Grundlage geschaffen, welche es Arbeitgebern ermöglicht, interne 

Belastungen und Probleme aufzudecken und zu bewerten, um anschließend 

Gegenmaßnahmen entwickeln und ergreifen zu können. Die 

Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen bietet dem Arbeitgeber die 

Möglichkeit, arbeitsplatzbezogene Problemfelder aufzudecken und Maßnahmen 

ergreifen zu können, um seinen Beschäftigten ein möglichst gesundes 

Arbeitsumfeld und Arbeitsklima anbieten zu können. Für die Umsetzung dieser 

gesetzlichen Verpflichtung lässt der Gesetzgeber den Arbeitgebern dabei beinahe 

gänzlich freie Hand.  

Im Allgemeinen sollte also anzunehmen sein, dass sich die Abwesenheitstage oder 

die Fluktuationsrate in der öffentlichen Verwaltung stetig verringern, wenn durch 

eine solche Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen die Situation 

gebessert wird. Doch besonders mit Hinblick auf die bisher schlechte 

Umsetzungsquote wird schnell klar, wieso die gewünschte Wirkung bisher 

ausbleibt. Um die Gründe hierfür herauszufinden, war das Ziel dieser 

Bachelorthesis neben der Erfragung des Standes der Durchführung einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung in den Kommunalverwaltungen Baden-

Württembergs auch die Aufdeckung von Problematiken und Unklarheiten während 

der Umsetzung. Des Weiteren sollten die Gründe für eine fehlende Durchführung 

analysiert werden. Die Bedeutung und der Nutzen einer psychischen 

Gefährdungsbeurteilung sollten herausgearbeitet werden, um diese den Kommunen 

nochmals näher bringen zu können und um im Folgenden Handlungsempfehlungen 

an die Kommunen aussprechen zu können. 
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Das Ergebnis der repräsentativen Umfrage unter den Kommunalverwaltungen in 

Baden-Württemberg ist schockierend. Dass ca. 80% der Kommunen sich kaum mit 

dieser gesetzlichen Verpflichtung auseinandergesetzt haben zeigt, dass sich nur 

wenige Verwaltungen den Nutzen einer psychischen Gefährdungsbeurteilung 

tatsächlich vor Augen geführt haben. Der Hintergrund der psychischen 

Gefährdungsbeurteilung, psychische Belastungen bereits vor der Entstehung 

psychischer Erkrankungen zu erkennen und möglichst zu verhindern, wurde 

außerdem leider von einigen Verantwortlichen missverstanden, sodass beim 

Anblick des Arbeits- und Zeitaufwandes auf eine komplexe Umsetzung dieses 

Themas in den vergangenen acht Jahren oftmals verzichtet wurde.   

Deutlich erkennbar ergab sich aus der Umfrage, dass sich insbesondere kleinere 

Kommunen mit der Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung 

schwertun. Diese befürchten oftmals, dass Rückschlüsse auf einzelne Personen 

möglich sind und zweifeln damit einhergehend die Ehrlichkeit der Beschäftigten 

bei der Befragung an. Aber auch in größeren Kommunen gibt es Schwierigkeiten, 

das Thema anzugehen. Es fehlt hier häufig an Verständnis für psychische 

Belastungen oder das Thema einer psychischen Gefährdungsbeurteilung liegt nicht 

an erster Stelle der Prioritätenliste. Weiter ließ sich auch bei den bereits 

durchgeführten psychischen Gefährdungsbeurteilungen erkennen, dass vor allem 

fehlende personelle Ressourcen und der hohe zeitliche Arbeitsaufwand die 

Auseinandersetzung mit dem Thema und dessen Umsetzung negativ beeinflussten 

und beschränkten. Was sich bereits laut einigen Rückmeldungen von 

Gemeindeverwaltungen bewährt hat, soll an dieser Stelle auch an andere 

Kommunen weitergegeben werden: Insbesondere, wenn die Umsetzung einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung bisher an fehlenden personellen Ressourcen 

und dem hohen Arbeitsaufwand scheiterte, empfiehlt sich, einen Praktikanten im 

gehobenen Dienst mit dieser Thematik vertraut zu machen. Durch den meist nur 

kurzen aber intensiven Aufenthalt der Praktikanten gelingt es diesen, eine objektive 

Betrachtung zu gewährleisten und nicht subjektiv zu werten und Rückschlüsse auf 

einzelne Beschäftigte zu ziehen. Sie haben als zusätzliche Arbeitskraft die 

Kapazität, sich in das Thema der psychischen Gefährdungsbeurteilung 

einzuarbeiten und können eine Analyse unabhängig von den Eigenheiten der 
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jeweiligen Kommunalverwaltung durchzuführen. Um Akzeptanz und Verständnis 

für dieses Thema innerhalb der Verwaltung zu gewinnen, sollten die Beschäftigten 

vor Beginn des Verfahrens über die Hintergründe und die Absicht einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung informiert und aufgeklärt werden. Um sich 

die Bewertung psychischer Belastungsfaktoren zu erleichtern bietet sich zudem in 

einem weiteren Schritt an, ein erprobtes, standardisiertes Verfahren mit 

vorgegebenen Grenzwerten auszuwählen oder die Ermittlung und Bewertung zur 

Durchführung an einen Experten abzugeben. Zumindest die teilweise 

Hinzuziehung eines Experten empfiehlt sich, sofern kein standardisiertes Verfahren 

verwendet wird. Wie das in der Einleitung genannte Kompetenzzentrum der 

Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen in Ludwigsburg, bietet auch 

beispielsweise die UKBW den Behörden Unterstützung bei der Umsetzung an. 

Durch die Einbeziehung externer Experten und Berater kann auch verhindert 

werden, dass einzelne Beschäftigte Rückschlüsse auf sich und davon 

eingeschlossen Konsequenzen befürchten. Die Kosten, welche für die 

Durchführung anfallen, werden sich wie im Kapitel 3.4 erläutert, mit dem Laufe 

der Zeit amortisieren. Auf lange Sicht entsteht sogar ein großes Plus für die 

Kommune durch verminderte Fehlzeiten und geringere Fluktuation. Ursächlich für 

diese Besserung ist hierbei vor allem die Schaffung eines positiven Arbeitsumfeldes 

und Arbeitsklimas, wodurch gleichzeitig die Zufriedenheit und die Gesundheit der 

Beschäftigten gesteigert wird.  

Wichtig ist weiter, den Beschäftigten im Anschluss an die Ermittlung der 

Belastungsfaktoren zu zeigen, dass eine Maßnahmenumsetzung auch tatsächlich 

stattfindet. Die psychische Gefährdungsanalyse sollte nicht nach der Ermittlung 

und Bewertung der Belastungsfaktoren ins Stocken geraten, ohne dass den 

Beschäftigten eine baldige Umsetzung von Gegenmaßnahmen kommuniziert wird. 

Natürlich spielt eine solche Maßnahmenumsetzung oftmals eine große finanzielle 

Rolle und kann in einigen Fällen möglicherweise auch gar nicht umgesetzt werden, 

beispielsweise aufgrund denkmalschutzrechtlicher, baurechtlicher o.ä.  

Regelungen. Dennoch ist an dieser Stelle Kommunikation und Transparenz gefragt, 

damit sich die Beschäftigten ernstgenommen fühlen und die Durchführung der 

psychischen Gefährdungsbeurteilung in ihrer Kommune auch ernst nehmen 
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können. Nur so findet die Umsetzung Akzeptanz unter den Beschäftigten und 

Führungskräften und kann auch für die Zukunft bestehen. Damit die gewünschte 

Wirkung eintreten kann, sollte im Anschluss an die Maßnahmenergreifung eine 

Wirksamkeitskontrolle durchgeführt werden. Denn nur durch wirksam umgesetzte 

Maßnahmen, kann sich die Gesamtsituation in der Verwaltung auch tatsächlich 

bessern. Die Gefährdungsbeurteilung sollte für eine Fortschreibung in der Zukunft 

dokumentiert werden, wobei sich auch hier empfiehlt, auf bereits vorhandene 

Dokumentationsformulare zurückzugreifen. Diese haben sich bereits in der 

Vergangenheit bewährt und verringern den Arbeitsaufwand im Sinne eines 

Neuentwicklungsaufwandes eines solchen Formulars.  

Die Umfrage zu dieser Bachelorarbeit hat gezeigt, dass vielen Kommunen die 

Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung sehr wichtig ist. Auch wenn 

die Durchführung bisher noch nicht stattfand, steht das Thema doch bei vielen der 

befragten Verwaltungen für die Zukunft auf der Agenda. Auch die wenigen 

Kommunen, welchen das Thema gänzlich unbekannt war, zeigten großes Interesse. 

Daher ist anzunehmen, dass die Zahl der durchgeführten, psychischen 

Gefährdungsbeurteilungen in den nächsten Jahren nochmals zusehends steigen 

wird. Für eine weitere Bachelorarbeit in naher Zukunft wäre sicherlich eine erneute 

Befragung der Kommunen in Baden-Württemberg interessant. Durch meine 

Umfrage wurde nach Rückmeldung einzelner Verantwortlicher das Thema 

„Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastungen“ erneut in Erinnerung gerufen. 

Es wurden Gemeindeverwaltungen angesprochen, welche zuvor noch nie von 

dieser gesetzlichen Pflicht gehört hatten oder welche die Umsetzung bisher 

aufgrund ihrer Gemeindegröße für sich selbst ausgeschlossen hatten. Der Wunsch 

einiger Kommunen, die theoretischen Inhalte sowie die Ergebnisse dieser Umfrage 

im Anschluss zu erhalten, zeigt das prinzipielle Interesse an diesem Thema. 

Spannend wäre weitergehend auch die Erforschung der Auswirkungen einer 

psychischen Gefährdungsbeurteilung auf die Beschäftigten selbst. Wenn sich der 

theoretische Nutzen auch anhand der Praxis aufzeigen lässt, würde das die 

Akzeptanz einer Gefährdungsbeurteilung stärken und die Teilnahmebereitschaft 

mit Sicherheit enorm steigern. Wenn sich intern die Nachfrage nach der Umsetzung 
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einer psychischen Gefährdungsbeurteilung ergibt, übertragt sich das auch auf die 

zuständigen Ebenen, sodass einer Durchführung nichts mehr im Wege steht.  

Zusammenfassend wäre eine solche Umsetzung in der derzeitigen Situation und in 

dem Wandel, in dem sich die öffentliche Verwaltung befindet, äußerst 

wünschenswert. Nicht nur mit Hinblick auf die Corona-bedingte Mehrarbeit, 

welche die Kommunen seit vergangenem Jahr belastet und teilweise sogar 

überlastet, sollten die arbeitsbedingten psychischen Belastungen ermittelt und 

bewertet werden, um eventuelle zukünftige psychische Erkrankungen zu 

vermeiden. Auch der bereits vorherrschende Fachkräftemangel und die hohe 

Anzahl an Krankheits- und Abwesenheitstagen in der öffentlichen Verwaltung 

erwarten solche Anpassungen und Veränderungen.  
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7 Fazit 
 

Die Kommunen Baden-Württembergs befinden sich auf dem richtigen Weg. Auch 

wenn die derzeitige Quote von ca. 22% ausbaufähig ist, so stehen für die nähere 

Zukunft doch einige geplante Durchführungen bevor. Aus meiner Sicht kann den 

Kommunen zu einer Umsetzung der psychischen Gefährdungsbeurteilung definitiv 

geraten werden. Obwohl eine solche Durchführung viel Zeit in Anspruch nimmt 

und hohen Arbeitsaufwand mit sich bringt: das Ergebnis lohnt sich! Was ist 

wichtiger, als zufriedene und gesunde Mitarbeiter? Oftmals hilft es auch, sich selbst 

zu hinterfragen: Gibt es denn überhaupt nichts, was mich an meiner eigenen 

Arbeitsstelle stört oder belastet? Vermutlich kann kaum ein Beschäftigter 

behaupten, er habe überhaupt nichts an seiner Stelle auszusetzen. Oftmals sind die 

vorhandenen Differenzen sogar offensichtlich und Probleme bereits lange bekannt. 

In diesen Fällen sollten die Probleme nicht ausgesessen werden, sondern aufgedeckt 

und angesprochen werden. Man darf in diesen Situationen keine Angst haben, was 

andere von den Problemen denken könnten, sondern man sollte stets die eigene 

Gesundheit an erster Stelle stehen haben. Auch wenn einige Punkte bei der 

Bewertung keine psychische Belastung darstellen oder im späteren Verlauf an der 

Maßnahmenumsetzung scheitern, sollte nicht bereits zu Beginn der 

Gefährdungsbeurteilung aufgegeben werden. Wichtig ist, Problemfelder und 

Belastungen aufzudecken, auch wenn hier möglicherweise erst in späterer Zukunft 

Maßnahmen ergriffen werden können. Unehrlichkeit und Desinteresse bringt an 

dieser Stelle weder den Beschäftigten selbst, noch die Bürgermeister und 

Führungskräfte weiter. Wo die Gefahr einer psychischen Belastung besteht, sollte 

diese aufgedeckt, vermindert und bestenfalls behoben werden. Nur so kann die 

Gesamtsituation in der öffentlichen Verwaltung zukünftig und langfristig 

verbessert werden und eine tolle, attraktive Arbeitsumgebung geschaffen werden.  

„Wer nicht jeden Tag etwas Zeit für seine Gesundheit aufbringt, 

muss eines Tages sehr viel Zeit für die Krankheit opfern.“ 
Sebastian Kneipp, bayrischer Pfarrer und Hydrotherapeut, (1821 – 1897) 
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Anlagen 
 

Anlage 1: Constitution of the WHO 
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Anlage 2: Dialog Nr.42 der HVF, Ausgabe Juni 2020 
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Anlage 3: Fachkräftemangel in der öffentlichen Verwaltung 

 

 

 

Quelle: Studie: Der Verwaltung geht das Personal aus - Karriere & HochSchule - FAZ 

(Aufruf am 15.04.2021)  

https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/studie-der-verwaltung-geht-das-personal-aus-11815932.html
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Anlage 4: Entwicklung der erwerbstätigen Personen im 

demografischen Wandel 

 

 

 

Quelle: Achtung, demografischer Wandel - iwd.de (Aufruf am 15.04.2021) 

 

 

 

 

 

 

  

https://www.iwd.de/artikel/achtung-demografischer-wandel-346512/


 

 52 

Anlage 5: Durchschnittliche Falldauer 2020 
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Anlage 6: Unterscheidung Gefährdungsbeurteilung und BGF 

 

 

Quelle: Die Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz - PDF Free Download 

(docplayer.org) (Aufruf am 14.04.2021)  

  

https://docplayer.org/16625638-Die-gefaehrdungsbeurteilung-nach-dem-arbeitsschutzgesetz.html
https://docplayer.org/16625638-Die-gefaehrdungsbeurteilung-nach-dem-arbeitsschutzgesetz.html
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Anlage 7: Leitlinie der GDA 

 

http://www.gda-portal.de/DE/Downloads/pdf/Leitlinie-Psych-

Belastung.pdf?__blob=publicationFile 

(Aufruf am 03.08.2021) 

  

http://www.gda-portal.de/DE/Downloads/pdf/Leitlinie-Psych-Belastung.pdf?__blob=publicationFile
http://www.gda-portal.de/DE/Downloads/pdf/Leitlinie-Psych-Belastung.pdf?__blob=publicationFile
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Anlage 8: Checkliste der GDA zu Belastungsfaktoren 

 

 



 

 56 

 



 

 57 
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Anlage 9: Art. 5 EU-Rahmenrichtlinie RL89/391 EWG von 

1989 
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Anlage 10: Informationen zum Arbeitsschutzgesetz 

 

 

Quelle: BMAS - Arbeitsschutzgesetz (Aufruf am 01.04.2021) 

  

https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/arbeitsschutzgesetz.html
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Anlage 11: §1 ArbSchG – Zielsetzung und 

Anwendungsbereich 
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Anlage 12: §5 ArbSchG – Beurteilung der 

Arbeitsbedingungen 
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Anlage 13: Grund für die Ergänzung des §5 Abs.3 Nr.6 

ArbSchG 
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Quelle: ArbSchG: Rechtsgrundlage für den Arbeitsschutz / 4.4 Gefährdungsbeurteilung | 

Arbeitsschutz Office | Arbeitsschutz | Haufe (Aufruf am 31.03.2021) 

  

https://www.haufe.de/arbeitsschutz/arbeitsschutz-office/arbschg-rechtsgrundlage-fuer-den-arbeitsschutz-44-gefaehrdungsbeurteilung_idesk_PI957_HI1847578.html
https://www.haufe.de/arbeitsschutz/arbeitsschutz-office/arbschg-rechtsgrundlage-fuer-den-arbeitsschutz-44-gefaehrdungsbeurteilung_idesk_PI957_HI1847578.html
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Anlage 14: §6 ArbSchG - Dokumentation 
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Anlage 15: §13 ArbSchG – Verantwortliche Personen 

 

 

 

Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des 

Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit 

(Arbeitsschutzgesetz – ArbschG) 

§13 Verantwortliche Personen 

(1) Verantwortlich für die Erfüllung der sich aus diesem Abschnitt ergebenden Pflichten sind neben 

dem Arbeitgeber 

1. sein gesetzlicher Vertreter, 

2. das vertretungsberechtigte Organ einer juristischen Person, 

 

3. der vertretungsberechtigte Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft, 

 

4. Personen, die mit der Leitung eines Unternehmens oder eines Betriebes beauftragt sind, im 

Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben und Befugnisse, 

 

5. sonstige nach Absatz 2 oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnung oder nach einer Unfallverhütungsvorschrift verpflichtete Personen im Rahmen 

ihrer Aufgaben und Befugnisse. 

 

(2) Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige Personen schriftlich damit beauftragen, ihm 

obliegende Aufgaben nach diesem Gesetz in eigener Verantwortung wahrzunehmen. 
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Anlage 16: Begriff „Verantwortung“ 

 

Quelle: https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/verantwortung-50418 (Aufruf am 

03.08.2021) 

  

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/verantwortung-50418
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Anlage 17: Definition „Organ“ – Die Organe der Gemeinde 

 

 

Quelle: 8. Teil Die Organe der Gemeinde - Jura online lernen (juracademy.de) (Aufruf 

am 08.04.2021) 

  

https://www.juracademy.de/kommunalrecht-baden-wuerttemberg/die-gemeinde-und-ihre-einrichtungen-organe-und-buerger/8-teil-die-organe-der-gemeinde.html#:~:text=In%20der%20Gemeinde%20sind%20dies,die%20Aussch%C3%BCsse%20und%20sonstige%20Gremien.
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Anlage 18: §44 GemO – Leitung der Gemeindeverwaltung 

 

 

§44 

Leitung der Gemeindeverwaltung 

(1) 1Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung. 2Er ist für die 

sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsmäßigen Gang der 

Verwaltung verantwortlich, regelt die innere Organisation der 

Gemeindeverwaltung und grenzt im Einvernehmen mit dem Gemeinderat die 

Geschäftskreise der Beigeordneten ab. 

(2) 1Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der 

laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz oder vom Gemeinderat 

übertragenen Aufgaben. 2Die dauernde Übertragung der Erledigung 

bestimmter Aufgaben auf den Bürgermeister ist durch die Hauptsatzung zu 

regeln. 3Der Gemeinderat kann die Erledigung von Angelegenheiten, die er 

nicht auf beschließende Ausschüsse übertragen kann (§ 39 Abs. 2), auch nicht 

dem Bürgermeister übertragen. 

(3) 1Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, 

soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist; abweichend hiervon ist der 

Gemeinderat für den Erlaß von Satzungen und Rechtsverordnungen zuständig, 

soweit Vorschriften anderer Gesetze nicht entgegenstehen. 2Dies gilt auch, 

wenn die Gemeinde in einer Angelegenheit angehört wird, die auf Grund einer 

Anordnung der zuständigen Behörde geheim zu halten ist. 3Bei der Erledigung 

von Weisungsaufgaben, die auf Grund einer Anordnung der zuständigen 

Behörde geheim zu halten sind, sowie in den Fällen des Satzes 2 hat der 

Bürgermeister die für die Behörden des Landes geltenden 

Geheimhaltungsvorschriften zu beachten. 

(4) Der Bürgermeister ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter und oberste 

Dienstbehörde der Gemeindebediensteten. 

  

https://dejure.org/gesetze/GemO/39.html
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Anlage 19: Expertenfragebogen im Beobachtungsinterview 

 

 

Quelle: Neuner, 2019, S.76.  
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Anlage 20: Belastungstabelle 

 

 

Quelle: Neuner, 2019, S.78.  
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Anlage 21: §2 ArbSchG – Begriffsbestimmungen 

 

Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des 

Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit 

(Arbeitsschutzgesetz – ArbschG) 

§2 Begriffsbestimmungen 

 

(1) Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne dieses Gesetzes sind Maßnahmen zur Verhütung 

von Unfällen bei der Arbeit und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren einschließlich Maßnahmen 

der menschengerechten Gestaltung der Arbeit. 

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 

 

3. arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne des § 5 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes, 

ausgenommen die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten, 

 

4. Beamtinnen und Beamte, 

 

5. Richterinnen und Richter, 

 

6. Soldatinnen und Soldaten, 

 

7. die in Werkstätten für Behinderte Beschäftigten. 

 

(3) Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche und juristische Personen und 

rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 2 beschäftigen. 

 

(4) Sonstige Rechtsvorschriften im Sinne dieses Gesetzes sind Regelungen über Maßnahmen des 

Arbeitsschutzes in anderen Gesetzen, in Rechtsverordnungen und Unfallverhütungsvorschriften. 

(5) Als Betriebe im Sinne dieses Gesetzes gelten für den Bereich des öffentlichen Dienstes die 

Dienststellen. Dienststellen sind die einzelnen Behörden, Verwaltungsstellen und Betriebe der 

Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der sonstigen Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die Gerichte des Bundes und der Länder sowie 

die entsprechenden Einrichtungen der Streitkräfte. 
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Anlage 22: §4 ArbSchG – Allgemeine Grundsätze 

 

Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des 

Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit 

(Arbeitsschutzgesetz – ArbschG) 

§4 Allgemeine Grundsätze 

Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des Arbeitsschutzes von folgenden allgemeinen Grundsätzen 

auszugehen: 

1. Die Arbeit ist so zu gestalten, daß eine Gefährdung für das Leben sowie die physische und die 

psychische Gesundheit möglichst vermieden und die verbleibende Gefährdung möglichst gering 

gehalten wird; 

2. Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen; 

 

3. bei den Maßnahmen sind der Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige 

gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen; 

  

4. Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, Arbeitsorganisation, sonstige 

Arbeitsbedingungen, soziale Beziehungen und Einfluß der Umwelt auf den Arbeitsplatz 

sachgerecht zu verknüpfen; 

 

5. individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig zu anderen Maßnahmen; 

 

6. spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige Beschäftigtengruppen sind zu 

berücksichtigen; 

 

7. den Beschäftigten sind geeignete Anweisungen zu erteilen; 

 

8. mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch wirkende Regelungen sind nur zulässig, wenn 

dies aus biologischen Gründen zwingend geboten ist. 
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Anlage 23: Berechnung des ROI 

 

Quelle: BGM ROI berechnen - So kalkulieren Sie BGM im Unternehmen (wellabe.de) 

(Aufruf am 20.04.2021) 

 

 

  

https://www.wellabe.de/magazine/bgm-roi-berechnen#4
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Quelle: Return on Investment (ROI) | Definition, Formel & Berechnung - IONOS (Aufruf 

am 20.04.2021) 

https://www.ionos.de/startupguide/unternehmensfuehrung/return-on-investment-roi/
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Anlage 24: ROI von BGM-Maßnahmen 

 

 

Quelle: Kosten & Nutzen BGM - Regionale Koordinierungsstelle BGM (bgm-im-

nordwesten.de) (Aufruf am 09.04.2021) 

  

https://bgm-im-nordwesten.de/informationen/kosten-nutzen-bgm
https://bgm-im-nordwesten.de/informationen/kosten-nutzen-bgm
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Anlage 25: Vorteile für Beschäftigte und Arbeitgeber 

 

 

Quelle: Argumente für Betriebliche Gesundheitsförderung - IN FORM (in-form.de) 

(Aufruf am 09.04.2021) 

  

https://www.in-form.de/wissen/argumente-fuer-betriebliche-gesundheitsfoerderung/
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Anlage 26: Unser Land: Baden-Württemberg 

 

Unser Land: Baden-Württemberg.de (baden-wuerttemberg.de) (Aufruf am 20.04.2021) 

  

https://www.baden-wuerttemberg.de/de/unser-land/
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Anlage 27: §11 Abs. 1 LVG – Regierungsbezirke und 

Regierungspräsidien 

 

 

§ 11 

Regierungsbezirke und Regierungspräsidien 

 

 (1) Das Landesgebiet ist in die Regierungsbezirke 

Stuttgart mit Sitz des Regierungspräsidiums in Stuttgart, 

Karlsruhe mit Sitz des Regierungspräsidiums in Karlsruhe, 

Freiburg mit Sitz des Regierungspräsidiums in Freiburg und 

Tübingen mit Sitz des Regierungspräsidiums in Tübingen 

eingeteilt. 
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Anlage 28: Verwaltungsaufbau in Baden-Württemberg 

 

Verwaltung: Baden-Württemberg.de (baden-wuerttemberg.de) (Aufruf am 02.05.2021) 

  

https://www.baden-wuerttemberg.de/de/unser-land/verwaltung/
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Anlage 29: Kommunale Strukturen in Baden-Württemberg 

 

 

Quelle: Zahlen, Daten, Fakten: Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 

Baden-Württemberg (baden-wuerttemberg.de) (Aufruf am 20.04.2021) 

  

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/zahlen-daten-fakten/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/land-kommunen/starke-kommunen/zahlen-daten-fakten/
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Anlage 30: Fehltage aufgrund psychischer Erkrankungen 

nach Bundesländern 2020 
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Anlage 31: AU-Fälle aufgrund psychischer Erkrankungen 

nach Bundesländern 2019 
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Anlage 32: Fragenkatalog der Umfrage 
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Anlage 33: Nähere Informationen zur Exceltabelle 

 

Die Exceltabelle befindet sich aufgrund ihres Umfangs gesondert auf bwSync&Share. 

 

  



 

 93 

Anlage 34: Auswertung der Umfrage 
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